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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Politische Grundfragen

In ihrer Vernehmlassung zur Totalrevision der Bundesverfassung sprach sich die Eidg.
Frauenkommission deutlich für die Einführung von Quotenregelungen als
Übergangslösung aus. Es genüge nicht, die Gleichstellung rein formal festzuschreiben,
dabei aber keine Massnahmen vorzusehen, welche die immer noch real existierende
Benachteiligung der Frauen abbauten. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.1996
MARIANNE BENTELI

Après l'acceptation par le Conseil des Etats du Protocole additionnel à la Charte
européenne de l'autonomie locale lors de la session d'hiver 2016, le Conseil National
s'est emparé de cet objet proposé par le Conseil Fédéral. La députée Claudia Friedl (ps,
SG), parlant au nom de la commission de politique extérieure CPE, développe les
mêmes arguments mobilisés au sein de la chambre haute par les partisans de la
ratification, à savoir que ce protocole additionnel aurait plus un impact sur la politique
extérieure plutôt que sur la politique intérieure, du fait des pratiques déjà en œuvre
dans les communes suisses. Claude Béglé (pdc, VD) précise que le Conseil fédéral
n'avait pas fait de la ratification de ce protocole additionnel une priorité, mais qu'il est
revenu dessus après qu'une motion (14.3674) déposée par Thomas Minder
(indèpendant, SH) demande à celui-ci de le signer. Yves Nidegger (udc, GE) quant à lui
considère que la ratification de ce protocole pourrait conduire à terme à inclure les
personnes étrangères au corps électoral au niveau communal. Simonetta Sommaruga
rappelle quant à elle le soutien de l'Union des Villes Suisses, de l'Association des
Communes Suisses ainsi que d'une majorité des cantons par le biais du Conseil des
Etats. En outre, et conformément à l'article 54 de la Constitution fédérale, la
Confédération est tenue de promouvoir la démocratie directe dans le cadre de sa
politique extérieure. La ratification de ce protocole additionnel à la Charte européenne
de l'autonomie locale est un moyen, selon la conseillère fédérale, de remplir cette
tâche, en plus d'envoyer un signal fort aux pays voisins pour la démocratie. 
Le Conseil national, contre la minorité Nidegger, accepte de rentrer dans un premier
temps en matière et adopte par 105 voix contre 66 et 6 abstentions l'arrêté
fédéral portant approbation du Protocole additionnel à la Charte européenne de
l'autonomie locale sur le droit de participer aux affaires des collectivités locales.
En vote final, l'arrêté fédéral est accepté par 114 voix contre 81 et 2 abstentions au
Conseil national et par 38 voix favorables contre 7 et 0 abstentions au Conseil des
Etats. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2017
KAREL ZIEHLI

Verfassungsfragen

Den Hauptansatzpunkt zur Diskussion über Grundfragen der Staatsordnung bot jedoch
der Expertenentwurf für eine Totalrevision der Bundesverfassung, der im Februar
veröffentlicht und einem Vernehmlassungsverfahren zugeleitet wurde, an dem sich
über Kantone, Parteien und Verbände hinaus jeder Bürger beteiligen konnte. Wie
bereits vorher bekannt geworden war, kennzeichnet diesen Entwurf eine Tendenz, die
Verfassung gegenüber der Gesetzgebung zu entlasten, die Dichte ihrer Regelungen zu
verringern. Der Staat, vor allem der Bund, erhält mehr Spielraum für sein Handeln; ein
Teil der Schranken, welche die Individualrechte, die Volksrechte und die kantonalen
Hoheitsrechte diesem Handeln bisher gesetzt haben, wird abgebaut. Es sind immerhin
einige Gegengewichte vorgesehen: ein ausgebauter Katalog der Grundrechte, die
Ausdehnung der Volksinitiative auf die Gesetzgebung (freilich nur in der Form der
allgemeinen Anregung) sowie die Möglichkeit, dass drei Kantone eine Initiative oder ein
Referendum ergreifen. So weit verstärken die Neuerungen den «instrumentalen»,
«offenen» Charakter der Verfassung, bleiben also in bezug auf die Ziele der
Staatstätigkeit neutral. Der Entwurf ist aber zugleich einem «materialen», auf
Zielsetzungen ausgerichteten Verfassungsverständnis verpflichtet. Dies kommt in einem
umfänglichen Katalog von gesellschaftspolitischen Staatsaufgaben zum Ausdruck. Die
Verbindung der beiden Komponenten mag den politisch ganz verschieden orientierten
Mitgliedern der Kommission Furgler die Verständigung erleichtert haben; sie bot jedoch
auch eine doppelte Angriffsfläche.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.02.1978
PETER GILG
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Erwähnte Grundrechte sind u. a. Gleichberechtigung von Mann und Frau, ein
beschränktes Demonstrationsrecht, Freiheit der wissenschaftlichen Lehre und
Forschung sowie der künstlerischen Betätigung, rechtliches Gehör insbesondere für
Inhaftierte und Internierte. Die Initiative, für welche wieder 50'000 Unterschriften
genügen, wird vom Parlament der Verfassungs- oder der Gesetzesstufe zugewiesen und
entsprechend behandelt (Einheitsinitiative).
Das Eigentum und die private wirtschaftliche Betätigung sind nur noch im Rahmen der
Gesetzgebung gewährleistet. Dadurch, dass der Bund auf allen Gebieten mindestens die
Kompetenz erhält, Rahmengesetze zu erlassen, unterstehen Beschränkungen der
Individualrechte und der kantonalen Hoheitsbefugnisse weithin nicht mehr dem
obligatorischen Referendum und dem Ständemehr. 3

Die Totalrevision der Bundesverfassung trat als öffentlicher Gesprächsgegenstand
zurück. In den Richtlinien der Regierungspolitik kündigte der Bundesrat einen
Entscheid darüber an, wie die laufenden Bemühungen weitergeführt werden sollten.
Bundesrat Furgler erklärte am Jahresende, der Grundton der Vernehmlassungen zum
Expertenentwurf sei positiv, und stellte auf Ende 1981 eine überarbeitete Fassung in
Aussicht. Er notierte mit Genugtuung, dass der Expertenentwurf regelmässig vom
Bundesgericht und von parlamentarischen Kommissionen zitiert werde, und zog auch
eine paketweise Einführung in Betracht. Auf kantonaler Ebene führte die Totalrevision
der aargauischen Verfassung in einem neuen Anlauf zum Erfolg; die Beibehaltung des
obligatorischen Gesetzesreferendums verhalf ihr in einer zweiten Volksabstimmung zur
Annahme. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1980
PETER GILG

Obwohl der Bundesrat im Herbst erste Vorschläge für eine solche Neuverteilung dem
Parlament zuleitete, schritten im EJPD auch die Arbeiten an der Totalrevision der
Bundesverfassung fort. Im Juni legte Bundespräsident Furgler der Öffentlichkeit das
monumentale Ergebnis des Vernehmlassungsverfahrens vor, das 1978 über den
Expertenentwurf eröffnet worden war und zu 885 Stellungnahmen, davon 557 von
Privaten oder von Unternehmungen, geführt hatte. Der Chef des EJPD glaubte aus dem
erhaltenen Echo auf eine überwiegende Bereitschaft der Bürger zur Revision, ja auf
einen Auftrag des Volkes zu ihrer Durchführung schliessen zu können. Formell
beauftragt war er vom Bundesrat einstweilen dazu, den Verfassungsentwurf unter
Berücksichtigung der eingegangenen Stellungnahmen zu überarbeiten, zuvor aber für
die umstrittensten Teile politisch tragfähige Varianten zu unterbreiten. Er äusserte
jedoch die Hoffnung, dass die neue Verfassung im Jubiläumsjahr 1991 in Kraft stehen
werde. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.11.1981
PETER GILG

Bürgerliche Stimmen verlangen, dass das ganze Verfahren nun einer höheren
Verbindlichkeit bedürfe, die durch eine Stellungnahme der Landesregierung zu
erreichen sei. Diskutiert wurde ferner die Frage, ob das Parlament – wie es die
geltende Verfassung vorsieht – die Revision durchführen solle oder ein Verfassungsrat.
Die Einsetzung eines solchen würde eine von Volk und Ständen genehmigte Änderung
der Revisionsbestimmungen in Art. 119 und 120 BV voraussetzen. Bundespräsident
Furgler möchte eine solche Vorabstimmung vermeiden, da sie zu sehr unter dem
Eindruck des Expertenentwurfs stände, den ja ein Verfassungsrat erst noch zu
überarbeiten hätte. 6

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.12.1981
PETER GILG

Im Frühling sah es aus, als komme die Totalrevision der Bundesverfassung 1982 einen
grossen Schritt weiter. Das EJPD unterbreitete nämlich Lösungsvarianten für einige
Probleme, welche in der Vernehmlassung besonders umstritten gewesen waren. Die
Landesregierung beriet darüber an einer ganztägigen, ausserordentlichen Sitzung im
März, entschied aber damals nicht über Sachfragen, sondern erst über das weitere
Vorgehen. Bis zu den Sommerferien solle ein bereinigtes Projekt vorliegen, das den
Meinungsaustausch im Bundesrat berücksichtige, worauf den Departementen etwa drei
Monate für das Mitberichtsverfahren bleiben würden. Noch vor Weihnachten erhalte
dann das Parlament einen Verfassungsentwurf samt Botschaft. National- und Ständerat
hätten also die Revisionsarbeit zu leisten und nicht ein besonders gewählter
Verfassungsrat. Auch wäre sie in einem einzigen Anlauf erfolgt und nicht in mehreren
Teilschritten. Bald zeigte es sich jedoch, dass diese Vorstellungen zu ehrgeizig und zu

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.12.1982
BEAT JUNKER
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optimistisch waren. Schon im Mai lehnten es die Spitzen mehrerer Bundesratsparteien
bei Gesprächen mit der Landesregierung ab, vor den Wahlen vom Herbst 1983 auf das
Geschäft einzutreten. Der Bundesrat nahm deshalb das Thema erst im Dezember
wieder auf und besprach Grundsätzliches zum Inhalt der Verfassung. Die Fortsetzung
dieser Diskussion ist für das Frühjahr 1983 vorgesehen. Zudem wechselte im Januar
1983 der bisherige Betreuer der Totalrevision, Bundesrat Furgler, vom EJPD ins EVD
hinüber. Er hatte sich noch 1982 zu einem Zeitplan bekannt, den er nun nicht einhalten
konnte. Danach sollte das Volk 1986 über die neue Bundesverfassung abstimmen, und
bei einer Annahme hätte sie 1991 ihre Vorgängerin abgelöst, sozusagen als Geschenk
zum 700. Geburtstag der Eidgenossenschaft. 7

Die Rückfrage des Bundesrates an das Parlament, ob die Arbeiten an einer
Totalrevision der Bundesverfassung fortgesetzt werden sollten, führte nicht zum
Abbruch des umstrittenen Unternehmens. Eine Diskussion am Parteitag der FDP im
April, die eine überwiegend negative Haltung zum Ausdruck brachte, wirkte zwar vorerst
eher entmutigend. Die vorberatende Kommission des Ständerates erwog die
Möglichkeit einer rein formalen Revision und liess sich vom EJPD einen
entsprechenden Zusatzbericht vorlegen, verwarf dann aber diesen Ausweg. Sie
beantragte dem Rat, den Revisionsauftrag zu erteilen, ihn aber zugleich zu präzisieren:
Der von der Regierung auszuarbeitende Entwurf sollte «das geltende geschriebene und
ungeschriebene Verfassungsrecht nachführen, es verständlich darstellen, systematisch
ordnen sowie Dichte und Sprache vereinheitlichen». Konkrete Weisungen, wie sie von
den Staatsrechtslehrern Jagmetti (fdp, ZH) und Aubert (lp, NE) gewünscht wurden,
lehnte die Kommission jedoch ab, um dem Bundesrat die Freiheit, mindestens in Form
von Varianten Neuerungen vorzuschlagen, nicht zu nehmen. Noch im Dezember gab die
Ständekammer diesem Vorschlag mit 28:6 Stimmen ihren Segen – gewissermassen als
Geschenk zum 50. Geburtstag der Vorsteherin des EJPD, die sich nachdrücklich für den
Auftrag eingesetzt hatte. Zu diesem bescheidenen Neuanfang trugen befürwortende
Stellungnahmen bürgerlicher Staatsrechtler und Politiker bei, die nicht als
Systemveränderer verdächtigt werden konnten, ausserdem das sich verbreitende
Gefühl, nach zwanzigjähriger Vorarbeit nicht einfach kapitulieren zu können. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.12.1986
PETER GILG

Die eidgenössischen Räte haben auf Antrag des Bundesrates die 1988 totalrevidierten
Verfassungen der Kantone Glarus und Thurgau einstimmig gewährleistet. 9

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Ursprünglich war das Projekt Totalrevision vor 25 Jahren, nach der letzten grossen
Staatskrise, der sogenannten Mirage-Affäre, an die Hand genommen worden. 1977 hatte
die Expertenkommission Furgler einen Verfassungsentwurf präsentiert, der im
anschliessenden Vernehmlassungsverfahren sehr unterschiedlich beurteilt wurde. Der
Bundesrat hielt, wie auch die Mehrheit der Vernehmlassungsantworten, eine
Totalrevision der Bundesverfassung für notwendig und beantragte der
Bundesversammlung, die förmliche Einleitung des Verfahrens zu beschliessen. Seinem
Bericht an die Bundesversammlung legte er eine Modellstudie des EJPD bei. Diese
Studie, welche aufgrund des Schlussberichts der Arbeitsgruppe Wahlen, der bisherigen
Verfassungsentwürfe sowie von totalrevidierten Kantonsverfassungen erarbeitet
worden war, sollte die wichtigsten Züge einer neuen Verfassung aufzeigen. Die
eidgenössischen Räte beschlossen 1987 die Totalrevision der Bundesverfassung und
beauftragten den Bundesrat, einen Entwurf mit einer allerdings nur formalen Revision,
welche das geltende Recht systematisch ordnet, vereinheitlicht und verständlicher
darstellt, zu erarbeiten. Der Auftrag einer rein formalen Revision hatte zur Folge, dass
sich niemand mehr enthusiastisch hinter das Projekt stellen konnte. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 15.05.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die breit angelegte zweite Vernehmlassungsrunde zum Entwurf für eine neue
Staatsverfassung erzielte insgesamt ein gutes Echo. Die SVP, SP, Freie Liste, der LdU
und mit Vorbehalten auch die FDP würdigten den Entwurf im grossen ganzen positiv.
Insgesamt wurden jedoch über 2'500 Abänderungsanträge eingereicht. Die EVP,
welcher die christlichen Werte in der Vorlage zu kurz kamen, lehnte den Entwurf ab,
ebenso die Schweizer Demokraten, welche sich insbesondere mit der fakultativen
Einführung des Ausländerwahlrechts auf Gemeindeebene nicht abfinden wollten. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.10.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Vor dem Hintergrund der stetigen Annäherung der Schweiz an die Europäische
Gemeinschaft sowie dem allgemeinen internen Reformbedarf mit den damit
verbundenen tiefgreifenden verfassungsrechtlichen Anpassungen behielt die Idee einer
Totalrevision der Bundesverfassung ihre Aktualität. Der Bundesrat schlug vor, einzelne
Reformpakete wie die Regierungs- oder weitere Schritte einer Parlamentsreform als
Teilrevisionen der Bundesverfassung zu organisieren; im Sinne eines möglichst
pragmatischen Ansatzes und dementsprechend hohen Chancen einer breiten
Akzeptanz schlug er vor, die Totalrevision nicht mit allzu vielen Neuerungen zu
belasten. Im Vordergrund stehen dabei Vorschläge, die in den bisherigen Vorarbeiten
zur Totalrevision der Bundesverfassung diskutiert und im Vernehmlassungsverfahren
befürwortet worden sind. Hinzu kommen auch verschiedene Vorschläge der
eidgenössischen Räte. Bei diesen in der Legislaturplanung vorgestellten Plänen ging der
Bundesrat allerdings von einem positiven Ausgang der Volksabstimmung über den EWR
aus. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.06.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach dem Willen des Bundesrats soll die Totalrevision der Bundesverfassung bis zum
Jubiläumsjahr 1998 abgeschlossen sein. Anlässlich einer Medienkonferenz legte die
Landesregierung Ende Juni ihre Vorstellungen über den Zeitplan und die Grundsätze
der Revision vor. Danach soll bis 1995 ein Entwurf erarbeitet werden, welcher im Jahr
darauf dem Parlament zugeleitet und, bei positiver Aufnahme, 1998 verabschiedet
werden könnte. Thematisch sind drei Schwerpunkte vorgesehen: Neben der
Nachführung des geltenden Verfassungsrechts auch Reformen in den Bereichen der
Volksrechte und des Justizwesens. Wie Bundesrat Koller ausführte, müssten diese
Reformen insbesondere auf die Schaffung eines neuen Gleichgewichts zwischen
Landesregierung, Parlament und Volk sowie auf eine verlässliche Einbettung der
Schweiz in das internationale Beziehungsnetz hin ausgerichtet sein.

Der Bundesrat sieht die revidierte Verfassung freilich nicht als geschlossenes System. In
die erwähnten Reformblöcke sollten, wie in einem offenen Baukasten, auch später
weitere Elemente eingebaut werden können. Ausserdem werden parallel zu der Arbeit
in den drei Reformbereichen, mit denen jeweils eine eigene Kommission befasst ist,
Neuerungen bei der Regierungs- und der Parlamentsreform sowie dem Verhältnis
zwischen Bund und Kantonen erarbeitet. All diese Reformbestrebungen, welche bislang
unterschiedlich weit gediehen sind, sollen unter der Oberleitung Bundesrat Kollers
koordiniert und letztlich in der revidierten Bundesverfassung zusammengeführt
werden. Zur Offenheit der neuen Verfassung soll schliesslich auch eine nach
Appenzeller Vorbild als «Volksdiskussion» beschriebene, breit angelegte öffentliche
Vernehmlassung beitragen. 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.1994
DIRK STROHMANN

In der behördlichen Vernehmlassung stiess das Projekt auf grundsätzliche Zustimmung.
Allerdings forderten die Kantone, entgegen dem Bestreben Bundesrat Kollers, sich
zunächst auf die Revision der Volksrechte und der Justiz zu konzentrieren, die Frage
des Föderalismus mit in die derzeitige Revision aufzunehmen. Noch einen Schritt
weiter ging die Kommission des Nationalrats, welche in die laufende
Verfassungsänderung auch die Parlamentsrevision eingebaut sehen möchte. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.10.1994
DIRK STROHMANN

Die eidgenössischen Räte genehmigten die Verfassungsrevisionen von zehn Kantonen,
darunter auch diejenige des Kantons Nidwalden, welche der Landsgemeinde - im
Hinblick auf die Erstellung eines Endlagers für Atommüll im Wellenberg - die Kompetenz
zur Genehmigung der Konzessionserteilungen für die Benützung des Untergrunds
zugesteht. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1994
DIRK STROHMANN

Im Frühjahr sprachen sich die Staatspolitischen Kommissionen beider Räte einstimmig
gegen die Einsetzung eines Verfassungsrats zur Totalrevision der Bundesverfassung
aus. Damit obliegt diese Aufgabe dem Parlament selber. Am 26. Juni gab der Bundesrat
seinen Entwurf für eine Revision der Bundesverfassung in die – nach dem Vorbild der in
mehreren Kantonen bestehenden Volksdiskussion – öffentliche Vernehmlassung. Er
bringt, neben der Fortschreibung des bestehenden Verfassungsrechts, Neuerungen bei
den Volksrechten und der Justiz. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.06.1995
DIRK STROHMANN
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Bei der Nachführung des bestehenden Rechts werden die bisher über die ganze
Verfassung verstreuten oder ungeschriebenen Grundrechte und Sozialziele in einem
Titel zusammengefasst und die Zuständigkeit von Bund und Kantonen bei der
Wahrnehmung der öffentlichen Aufgaben festgelegt. Vier Neuerungen werden in der
Form von Varianten vorgelegt: Die Möglichkeit, im Sinne der Pressefreiheit ein
Redaktionsgeheimnis einzuführen, die Vereinfachung des Verfahrens bei
Gebietsveränderungen unter den Kantonen, die Stärkung der Stellung der Kantone in
der Aussenpolitik und die Einführung des sog. Öffentlichkeitsprinzips, das der
Bevölkerung grösseren Einblick in die Verwaltung gewährt. Im Bereich der Volksrechte
ist vor allem vorgesehen, die Unterschriftenzahlen für Volksinitiativen und Referenden
zu verdoppeln und das fakultative Finanz- und Verwaltungsreferendum einzuführen.
Der Grundsatz des Primats des zwingenden Völkerrechts wird ausdrücklich in der
Verfassung verankert. Bei der Justiz wird die Möglichkeit, den Zugang zum
Bundesgericht gesetzlich zu beschränken, explizit erwähnt und dem Bund die
Kompetenz zu einer Vereinheitlichung der Strafverfahren erteilt. Auf die Einführung
einer Verfassungsgerichtsbarkeit wird verzichtet, hingegen soll das Bundesgericht im
konkreten Anwendungsfall die Verfassungsmässigkeit von Bundesgesetzen und
-beschlüssen überprüfen können. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.06.1995
DIRK STROHMANN

Der Ständerat gewährleistete in der Frühjahrssession die Verfassungsänderungen der
Kantone Glarus, Solothurn, Appenzell Innerrhoden und Wallis. In letzterem Falle hatte
die zuständige Kommission zunächst erwogen, den Beschluss über die Volksrechte und
die öffentliche Gewalt, der in der Volksabstimmung vom 24. Oktober 1993 von 78% der
stimmberechtigten Walliser Bevölkerung angenommen worden war, nur unter Vorbehalt
gewährleisten zu lassen. Grund zur Skepsis sah die Kommission zum einen in dem
weiten Umfang der Teilrevision, welcher die Frage nach der Einheit der Materie
aufwerfe. Zum anderen ist bei einem der behandelten Verfassungsartikel die
grundsätzliche Revidierbarkeit nicht ausdrücklich gewährleistet. Da sich die
Eidgenössische Verwaltung vom Staatsrat des Kantons Wallis die in der Botschaft
festgehaltenen Zusagen hatte geben lassen, verzichtete die Kommission auf die
Einreichung eines Vorbehalts. Die Verfassungsänderungen wurden dergestalt vom
Plenum und in der Sommersession auch vom Nationalrat ohne Gegenstimme
angenommen. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.11.1995
DIRK STROHMANN

Ohne Schwierigkeiten verlief im Ständerat die Gewährleistung der
Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. Der Nationalrat hat zu diesen Revisionen im Berichtsjahr noch nicht
Stellung genommen. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 12.12.1995
DIRK STROHMANN

Der Verfassungsentwurf löste bei der Bevölkerung ein unerwartet grosses und positives
Echo aus. Bis Ende Dezember wurden über 130'000 Verfassungsentwürfe verschickt,
rund 1'100 Einzelpersonen äusserten sich schriftlich zu der Revision. Unter den
politischen Gruppierungen regte sich nicht unerwartet bei der Linken und den kleinen
Parteien Widerstand gegen die geplante Erschwerung der Volksrechte. Kritik kam auch
von Seiten der Konferenz der Kantonsregierungen, die den Föderalismus als
Grundprinzip in allen Bereichen der Verfassungsrevision berücksichtigt wissen
wollten. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.12.1995
DIRK STROHMANN

Die Volksdiskussion zum Entwurf der neuen Bundesverfassung wurde Ende Februar
abgeschlossen. In einer ersten Bilanz, Ende Mai, zeigte sich Bundesrat Koller sehr
befriedigt von dem öffentlichen Interesse (11'500 Anregungen waren eingereicht
worden) und der mehrheitlichen Annahme des Entwurfs. Als dessen umstrittenste
Bereiche hatten sich die Sozial- und Wirtschaftsordnung sowie die Revision der
Volksrechte herausgestellt. Wenig kritisiert wurde dagegen die Nachführung des
bestehenden Verfassungsrechts und die Justizreform. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.1996
DIRK STROHMANN
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Dies zeigte sich auch in den Reaktionen der Bundesratsparteien auf den
Verfassungsentwurf. Am schärfsten wandte sich die SP gegen die Erschwerung der
Volksrechte durch die Erhöhung der Unterschriftenzahlen für Volksinitiativen und
fakultative Referenden. Sie verwies dagegen auf ihre Vorschläge für ein konstruktives
Referendum, zu dessen Einführung sie im Herbst 1995 eine Volksinitiative lanciert
hatte, und die sogenannte Euro-Volksmotion, die den Stimmberechtigten mehr Einfluss
auf die Gestaltung der Aussenpolitik gewähren soll. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.03.1996
DIRK STROHMANN

Der Nationalrat bewilligte im Frühjahr die vom Ständerat bereits 1995 angenommenen
Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich, Luzern, Nidwalden, Zug, Solothurn
und Basel-Stadt. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.03.1996
DIRK STROHMANN

Die FDP sprach sich für eine gestaffelte Erhöhung der Unterschriften für
Volksinitiativen aus, je nachdem ob es sich um die Totalrevision der Verfassung,
ausformulierte Initiativen oder allgemeine Anregungen handelt. Das vorgesehene
Finanz- und das von der SP vorgeschlagene konstruktive Referendum lehnte sie ab.
Grundsätzlich sprach sie sich dafür aus, die weniger bestrittenen Teile der
Verfassungsrevision von der Gesamtvorlage abzukoppeln und prioritär zu behandeln. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.1996
DIRK STROHMANN

Die CVP begrüsste die geplanten Änderungen im Bereich der Volksrechte, sprach sich
bei den Volksinitiativen jedoch für die Beibehaltung einer Limite von 100'000
Unterschriften aus. Die neu definierten Sozialziele sollten durch die Verankerung des
Subsidiaritätsprinzips, das die Eigenverantwortung betont, ergänzt, der Bistumsartikel,
die Garantie des Streikrechts und des Redaktionsgeheimnisses gestrichen werden. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.1996
DIRK STROHMANN

Die SVP setzte sich insbesondere für die Streichung der vorgeschlagenen Sozialziele,
des Rechts auf Existenzsicherung und des Streikrechts ein. Hinsichtlich der Volksrechte
erklärte sich die Partei für die Beibehaltung der gegenwärtigen Unterschriftenzahlen
. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.1996
DIRK STROHMANN

Vorwiegend ablehnend äusserten sich dagegen die Wirtschaftsverbände. Gutes
vermochten Vorort und Arbeitgeberverband gerade noch der Reform von Justiz und
Volksrechten abgewinnen, während der Gewerbeverband auch letztere verwarf.
Hingegen bezeichnete der Vorort die Verankerung von Sozialzielen in der Verfassung als
eigentliche Kriegserklärung, welche den Anlass liefere, die gesamte Reform zu
bekämpfen. Ebensowenig sei das Recht auf Existenzsicherung und das Streikrecht in
der Verfassung festzuschreiben. Der Begriff der Wirtschaftsfreiheit solle nicht durch
denjenigen des freien Wettbewerbs ersetzt werden. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.03.1996
DIRK STROHMANN

Nurmehr wenig Widerstand kam dieses Jahr von den Kantonen. Zwar verlangten sie
einen Ausbau des Föderalismus und eine stärkere Stellung in der Aussenpolitik. Doch
stellten sich ihre Vertreter an der Konferenz der Kantonsregierungen, mit einer
Ausnahme, deutlich hinter das Reformwerk. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.1996
DIRK STROHMANN

In der Sommersession genehmigte der Ständerat sowohl die Totalrevision der
Ausserrhoder Verfassung wie die Verfassungsänderungen in den Kantonen Zürich,
Luzern, Glarus, Schaffhausen, Appenzell Innerrhoden, Aargau, Genf und Jura. Der
Nationalrat folgte ihm darin im Herbst. 29

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1996
DIRK STROHMANN
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Nachdem er im August bereits einige Teilaspekte bekanntgegeben hatte, stellte der
Bundesrat Ende November seine Botschaft zur Totalrevision der Bundesverfassung
vor. Den Räten wird die Vorlage in drei Bundesbeschlüssen unterbreitet: der
Nachführung des bestehenden Verfassungstextes und den Reformen von Volksrechten
und Justiz. Bei ersterer handelt es sich um Anpassungen veralteter
Verfassungsbestimmungen an die heutige Verfassungswirklichkeit, die Übernahme
grundlegender Bestimmungen auf Gesetzesebene und von ungeschriebenem
Verfassungsrecht in die Bundesverfassung sowie die Schliessung von Lücken. Dazu
gehören etwa internationale Konventionen zum Schutz der Menschenrechte, oder vom
Bundesgericht anerkannte ungeschriebene Grundrechte wie das Recht auf
Existenzsicherung. Auch die anderen der neu in die Verfassung aufgenommenen
Sozialziele enthalten nichts grundlegend Neues. Ausserdem schreibt die neue
Verfassung den Vorrang der privaten Verantwortung bei der Sicherung der materiellen
Existenz fest. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1996
DIRK STROHMANN

In den Kantonen selbst befürwortete die Innerrhoder Landsgemeinde die Auflösung
der Institution des Inneren Landes und die Übertragung von deren Kompetenzen an den
Kanton. Eine Initiative der christlichsozialen Gruppe für die Revision der Bezirksgrenzen
des Inneren Landes scheiterte. In Neuenburg wurde die Einleitung zur Totalrevision der
bestehenden Verfassung aus dem Jahre 1858 in der Volksabstimmung vom 10. März von
83% der Stimmenden gutgeheissen. Der Grosse Rat wurde mit knapper Mehrheit zum
Ausführungsorgan bestimmt. In Schaffhausen nahm der Grosse Rat den Beschluss über
die Inangriffnahme der Gesamtrevision der Kantonsverfassung und das dazugehörige
Ausführungsgesetz an. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.1996
DIRK STROHMANN

Im Vordergrund der Justizreform steht die Entlastung und Stärkung des
Bundesgerichts. Einerseits soll der Gang nach Lausanne eingeschränkt werden, wobei
erst das Ausführungsgesetz konkrete Regeln setzen wird. Andererseits wird durch die
Einführung der obligatorischen Verwaltungsgerichtsbarkeit in den Kantonen, der
erstinstanzlichen Verwaltungsgerichtsbarkeit auf Bundesebene und der Bildung eines
Bundesstrafgerichts in den jeweiligen Bereichen eine gerichtliche Vorinstanz
eingerichtet. Der Rechtsschutz wird durch die Einführung der Rechtsweggarantie, des
unbeschränkten Anspruchs auf Zugang zu einem Gericht, ausgebaut. Durch die
Kompetenz des Bundesrats zu einer Vereinheitlichung des Zivil- und Strafprozessrechts
sollen schliesslich die kantonalen Divergenzen bei der Gerichtsorganisation und den
Verfahren aufgehoben werden.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1996
DIRK STROHMANN

Für den umstrittensten Teil der neuen Verfassung, die Ausgestaltung der Volksrechte,
sieht der Bundesrat sowohl Restriktionen wie auch einen Ausbau vor. Die für
Volksinitiativen notwendige Unterschriftenzahl soll auf 150'000 (anstelle der
ursprünglich vorgeschlagenen 200'000) erhöht werden. Für das fakultative
Gesetzesreferendum sollen neu 100'000 Unterschriften nötig sein. 
Als Ausgleich ist die Einführung neuer Volksrechte geplant: Durch die allgemeine
Volksinitiative erhalten mindestens 100'000 Stimmberechtigte oder acht Kantone das
Recht, in der Form einer allgemeinen Anregung die Annahme oder Aufhebung von
Verfassungs- oder Gesetzesbestimmungen zu verlangen. Mindestens acht Kantone
können neu eine Initiative für eine Total- oder Teilrevision der Bundesverfassung
einreichen. Die Bundesversammlung kann für Verfassungs- oder Gesetzesvorlagen
Alternativtexte ausarbeiten und sie gemeinsam mit den entsprechenden Volksinitiativen
der Volksabstimmung vorlegen. Auch der Entscheid über die Gültigkeit von
Volksinitiativen soll neu geregelt werden. Im Konfliktfall wird nicht mehr die
Bundesversammlung, sondern das Bundesgericht dafür letztinstanzlich zuständig sein.
Bei den Referenden ist die Einführung des fakultativen Verwaltungs- und
Finanzreferendums geplant. Das fakultative Staatsvertragsreferendum wird auf nicht
direkt anwendbare Verträge ausgedehnt, falls diese landesrechtliche
Gesetzesanpassungen auf Bundesebene erfordern, welche die Rechtsposition der
schweizerischen Bevölkerung betreffen. 32

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1996
DIRK STROHMANN
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Am 5. Dezember stellten die Büros beider Räte die vorbereitenden
Verfassungskommissionen zusammen. Sie werden von Ständerat Rhinow (fdp, BL) und
Nationalrat Deiss (cvp, FR) präsidiert. Eine Woche später nahmen die Kommissionen
ihre Arbeit auf. Die Beratungen sollen bis Ende 1997 abgeschlossen sein, damit die
Ratsplena die Vorlage im Jubiläumsjahr 1998 abschliessend behandeln können. 33

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.12.1996
DIRK STROHMANN

Beim Paket «Justizreform» konnte in den Kommissionen ebenfalls kein Konsens
gefunden werden. Unumstritten war lediglich die Vereinheitlichung des Straf- und
Zivilprozessrechts. Die bürgerlichen Kommissionsmehrheiten stimmten zwar dem
Grundkonzept des Bundesrates zu, das auf eine Entlastung des Bundesgerichts durch
Zugangsbeschränkungen sowie durch die Stärkung der kantonalen und
eidgenössischen Vorinstanzen setzt. Dieses wurde aber von der SP bis zuletzt bekämpft.
Da die Linke mit ihrem Vorschlag eines personellen Ausbaus des Bundesgerichtes nicht
durchdrang und zudem sich auch der von ihr bekämpfte Vorschlag des Bundesrates für
die Einführung einer beschränkten Verfassungsgerichtsbarkeit durchsetzte, lehnten
ihre Vertreter in der nationalrätlichen Kommission das Paket in der Schlussabstimmung
geschlossen ab. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.05.1997
HANS HIRTER

Die Verfassungskommissionen der beiden Parlamentskammern, welche sich im
Dezember des Vorjahres konstituiert hatten, nahmen Ende Januar die parallel geführte
Beratung der drei Vorlagen zur Verfassungsrevision («Nachführung», «Volksrechte»
und «Justizreform») in Angriff. Beide hiessen grundsätzlich das bundesrätliche Konzept
gut. Während das Eintreten auf die Nachführung unbestritten war, zeigten sich beim
Paket «Reform der Volksrechte» bereits zu Beginn grundlegende Differenzen, welche
ihren Grund vor allem im Vorschlag der Erhöhung der Unterschriftenzahlen für Initiative
und Referendum hatten. Die nationalrätliche Kommission fällte zwar auch diesen
Eintretensbeschluss einstimmig, sieben der 39 Mitglieder enthielten sich aber der
Stimme. Angesichts der Umstrittenheit dieses Pakets konzentrierten sich beide
Kommissionen während des Berichtsjahres auf die beiden anderen Vorlagen (A
«Nachführung» und C «Justizreform»), welche sie am 21. (nationalrätliche Kommission)
resp. 27. November (ständerätliche Kommission) verabschieden konnten. Sie hielten
damit bei diesen beiden Teilen die terminlichen Vorgaben des Bundesrates ein. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1997
HANS HIRTER

Beim Paket «Nachführung» schlossen sich beide Kommissionen dem
Bundesratsvorschlag für einen umfassenden Grundrechtskatalog an. Sie waren sich
einig, dass in dieser Nachführung auch Platz für bestimmte konsensfähige Neuerungen
sein soll. So nahmen sie ein explizites Diskriminierungsverbot auf, in dem die
wichtigsten Tatbestände möglicher Diskriminierung (Rasse, Geschlecht, Religion etc.)
beispielhaft aufgeführt sind. In einigen Bereichen der Grundrechte schwächte die
ständerätliche Kommission die Version des Bundesrates leicht ab; so etwa bei der
Garantie des Redaktionsgeheimnisses und des Streikrechts. An der von Wirtschaftsseite
bekämpften Aufnahme von Sozialzielen in die Verfassung hielten beide Kommissionen
fest, allerdings auch am Zusatz, dass daraus keine direkt anwendbaren Ansprüche auf
staatliche Leistungen abgeleitet werden können. In der Gesamtabstimmung passierte
die Nachführung deutlich, wenn sich auch in der nationalrätlichen Kommission fünf der
neun SP-Kommissionsmitglieder der Stimme enthielten. Diese Unzufriedenheit der
Linken und die über hundert Minderheitsanträge kündigten an, dass die Debatte längst
nicht abgeschlossen ist. 36

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.11.1997
HANS HIRTER

Beim Paket «Volksrechte» waren zu Jahresende wichtige Entscheide, wie z.B. zur
Erhöhung der Unterschriftenzahl, noch offen. Die beiden zuständigen
Subkommissionen hatten beantragt, auf eine Erhöhung zu verzichten. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1997
HANS HIRTER

Im Ständerat war Eintreten auf die nachgeführte Verfassung unbestritten. Der
Kommissionssprecher Rhinow (fdp, BL) machte in seinem Eröffnungsvotum darauf
aufmerksam, dass es darum gehe, zum ersten Mal seit 150 Jahren die Verfassung
vollständig neu zu redigieren. Bei der Totalrevision von 1874 seien zwar wichtige
materielle Neuerungen eingeführt, der Aufbau des Textes und dessen Formulierung
aber aus der Fassung von 1848 weitgehend unverändert übernommen worden. In
seinem Votum zur Eintretensdebatte rief Bundesrat Koller noch einmal den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER
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Parlamentsbeschluss von 1987 in Erinnerung, sich auf eine Nachführung der Verfassung
zu beschränken. Es gehe nicht darum, «den Staat neu zu erfinden», seine Fundamente
(liberaler Rechtsstaat, direkte Demokratie, Föderalismus und soziale Marktwirtschaft)
seien nach wie vor tragfähig. Allerdings gelte es, die Verfassung, welche seit 1874 nicht
weniger als 140 mal teilrevidiert worden sei, wieder in eine klare Struktur und eine
lesbare Sprache zu bringen. Die Anpassung an den heutigen Sprachgebrauch erwies
sich allerdings für die französisch- resp. italienischsprachige Version als nicht
unproblematisch. Während der deutsche Text bewusst geschlechtsneutral gehalten
war, sah man in den vorberatenden Kommissionen für die beiden anderen Sprachen
davon ab, da dies nach Aussage des Redaktionskommissionsmitglieds Cavadini (lp, NE)
mit den Gesetzen dieser Sprachen nicht vereinbar wäre oder zumindest zu als unschön
empfundenen Wendungen und Wortkonstruktionen führen würde. Die Kommissionen
schlugen vor, in diesen Sprachen mit einer Fussnote am Anfang darauf zu verweisen,
dass bei den männlichen Formulierungen die Frauen immer mitgemeint sind. Auf Druck
namentlich von französischsprachigen Parlamentarierinnen nahm die
französischsprachige Redaktionskommission dann im Laufe der Plenumsberatungen
entsprechende Änderungen vor und schuf mit Doppel- resp. Funktionsbezeichnungen
(z.B. présidence anstelle von le président), aber ohne Rückgriff auf Wortschöpfungen,
einen Text, der zur Zufriedenheit der Kritikerinnen ausfiel. 38

Im Nationalrat war bereits der Grundsatz der Verfassungsrevision umstritten. Die
Fraktion der Freiheitspartei beantragte Nichteintreten, da die Revision überflüssig sei
und zudem im Entwurf viel zuviel Gewicht auf staatliche Regulierung und Sozialrechte
gelegt und das Prinzip der Selbstveranwortlichkeit und Wirtschaftsfreiheit
vernachlässigt werde. Dieser auch von den Schweizer Demokraten – diese bemängelten
zudem noch, dass dieses Projekt nichts anderes als eine Unterwerfung unter die
Normen der EU sei – unterstützte Antrag unterlag mit 153:10 Stimmen. Genau das
Gegenteil kritisierte ein Teil (rund ein Drittel) der SP-Fraktion am vorliegenden Entwurf.
Rechsteiner (sp, SG) forderte die Rückweisung an die Kommission mit dem Auftrag, die
Sozialrechte und die Interventionsmöglichkeiten des Staates in die Wirtschaftspolitik
auszubauen und den Willen zur Integration der Schweiz in die EU und die UNO explizit
in die Verfassung aufzunehmen. Ähnliches, wenn auch etwas abstrakter und zudem
angereichert mit dem Vorschlag, den Föderalismus neu zu konzipieren (und dabei
insbesondere auch die Zahl der Kantone zu verringern) forderte Rennwald (sp, JU) in
seinem Rückweisungsantrag an den Bundesrat. Nachdem Rechsteiner seinen Antrag
zugunsten desjenigen von Rennwald zurückgezogen hatte, unterlag auch dieser deutlich
mit 140:14 Stimmen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Der Ständerat übernahm die Präambel der Bundesratsversion. Der Nationalrat
erweiterte diese Präambel auf Antrag seiner Kommission um zwei Punkte. Er fügte die
Erwähnung der Verantwortung gegenüber dem Schöpfer hinzu und übernahm die aus
der Version Muschg der gescheiterten Verfassungstotalrevision von 1977 stammende
Deklaration, «dass nur frei ist, wer seine Freiheit gebraucht, und dass die Stärke des
Volkes sich misst am Wohl der Schwachen». Die von der Linken beantragte Streichung
der Anrufung Gottes lehnte der Nationalrat jedoch mit 105:53 Stimmen ab. In der
Differenzbereinigung sprach sich der Ständerat gegen diese beiden Ergänzungen aus,
der Nationalrat hielt jedoch mit recht deutlicher Mehrheit gegen den Widerstand von
Freisinnigen und SVP-Abgeordneten daran fest. Die Einigungskonferenz übernahm
schliesslich die Version der grossen Kammer.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Beim Zweckartikel der Schweizerischen Eidgenossenschaft nahm der Nationalrat auf
Antrag seiner Kommission und gegen den Widerstand des Bundesrats sowie der SVP-
Fraktion und eines Teils der Freisinnigen auch noch den Passus auf, dass der Bund für
eine möglichst grosse Chancengleichheit unter den Bürgerinnen und Bürgern sorgt. Der
Ständerat lehnte diese Ergänzung mit denselben Argumenten ab wie der Bundesrat: es
handle sich dabei um einen unklaren Begriff, der nicht zu den Staatszwecken gehören
solle. Nachdem beide Räte in der Differenzbereinigung auf ihren Entscheiden beharrt
hatten, setzte sich an der Einigungskonferenz die Version des Nationalrats durch.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

01.01.65 - 01.01.23 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Über die Parteigrenzen hinweg war man sich im Nationalrat einig, dass im Sinne der
Subsidiarität staatlichen Handelns in der Verfassung auch an die Selbstverantwortung
der Individuen gegenüber sich selbst und der Gesellschaft appelliert werden müsse.
Der Nationalrat nahm auf Antrag seiner Kommission bei den Allgemeinen
Bestimmungen einen neuen Artikel auf, der fordert, dass jede Person für sich selbst
Verantwortung wahrnimmt und nach Kräften zur Bewältigung der Aufgaben in
Gesellschaft und Staat beiträgt. Der Ständerat stimmte diesem Passus in der
Differenzbereinigung zu, strich aber die vom Nationalrat im gleichen Zusammenhang
beschlossene Formel, dass sich jede Person gemäss ihren Fähigkeiten und Neigungen
entwickeln können soll. Diese schlankere Version wurde zum definitiven
Verfassungstext.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Bei den Grundrechten gaben namentlich das Diskriminierungsverbot und das
Streikrecht zu reden. Bei ersterem ging die Auseinandersetzung nicht um das Verbot
der Diskriminierung an sich, sondern um die Frage, ob die Gruppen, welche namentlich
nicht diskriminiert werden dürfen, einzeln exemplarisch zu nennen seien, und wenn ja,
welche dazugehören würden. Der Ständerat entschied sich gegen eine Aufzählung. Die
CVP und die Linke setzten sich im Nationalrat hingegen erfolgreich für eine – nicht
abschliessende – Aufzählung ein, da damit auch ein Signal an die Bevölkerung zugunsten
dieser Gruppen ausgesendet werde. Der Ständerat fügte sich in der
Differenzbereinigung diesem Entscheid. Das Recht auf Streik und Aussperrung (mit der
Einschränkung, dass sie Arbeitsbeziehungen betreffen und keine vertraglichen
Friedenspflichten verletzen dürfen) wurde vom Ständerat mit dem Argument
gestrichen, dass dieses Recht zwar durch die Rechtsprechung gewährleistet sei, ihm
aber kein Grundrechtscharakter zukomme. Die vom Bundesrat vorgeschlagene Formel
setzte sich im Nationalrat jedoch gegen einen namentlich von der SVP und einer
Mehrheit der FDP getragenen Streichungsantrag mit 91:67 Stimmen durch. In der
Differenzbereinigung gab der Ständerat insofern nach, als er zwar kein Grundrecht auf
Streik anerkannte, aber diesen unter den erwähnten Bedingungen für zulässig erklärte.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Bei den Grundrechten wichen die Räte in zwei Punkten von ihrer Devise ab, keine
materiellen Neuerungen gegenüber der bestehenden Verfassung und der Rechtspraxis
einzuführen. Nachdem sich Redner aus allen Parteien dafür eingesetzt hatten, nahm
der Nationalrat auf Antrag seiner Kommission einen Artikel in die Verfassung auf, der
den Bund verpflichtet, auf dem Gesetzesweg Massnahmen zur Beseitigung von
Benachteiligungen von Behinderten zu treffen. Der Ständerat hatte einen
entsprechenden Antrag Brändli (svp, GR) ursprünglich abgelehnt, lenkte dann aber ein.
Der Nationalrat nahm zudem in erster Lesung einen von der SP geforderten speziellen
Kinderartikel unter die Grundrechte auf. Danach sollen Kinder und Jugendliche Recht
auf besonderen Schutz und Anspruch auf eine harmonische Entwicklung haben.
Bundesrat Koller hatte vergeblich gegen den Anspruch auf harmonische Entwicklung
argumentiert, dass damit ein einklagbares Grundrecht geschaffen werde, das gar nicht
justiziabel sei. Der Ständerat reduzierte diesen Anspruch dann auf das Postulat der
Förderung der Entwicklung der Kinder und Jugendlichen und konnte sich damit
durchsetzen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Die Sozialziele, welche bisher in der Verfassung und in internationalen Verträgen
verstreute Elemente in einem übersichtlichen Katalog zusammenfassen (Art. 41), gaben
im Ständerat kaum zu Diskussionen Anlass. Im Nationalrat unterlag die SP mit ihrer
Forderung, diese Sozialziele in einklagbare Sozialrechte umzuwandeln. Aber auch der
als Reaktion darauf eingereichte Antrag Föhn (svp, SZ), die Sozialziele aus der
Verfassung zu streichen, wurde deutlich verworfen. 39

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.01.1998
HANS HIRTER

Nach Beendigung der Detailberatung erklärten sich im Nationalrat die
Sozialdemokraten unzufrieden. Nachdem sie mit ihren zahlreichen materiellen
Abänderungsanträgen praktisch durchwegs gescheitert waren (eine Ausnahme war die
Aufnahme des neuen Kinderartikels, allerdings nicht in der von der SP vorgeschlagenen
Formulierung) gaben sie bekannt, dass sie den Verfassungsentwurf in der vorliegenden
Form ablehnen würden. Die Gesamtabstimmung fiel bei einer Annahme mit 49:40
Stimmen bei 47 Enthaltungen denn auch sehr mager aus. Neben den Sozialdemokraten
hatten sich auch die meisten SVP-Vertreter der Stimme enthalten oder die Vorlage

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.1998
HANS HIRTER
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abgelehnt. Zurückgeführt wurde dieses eher konfuse Ergebnis auf eine taktische
Stimmabgabe, mit der die Linke markieren wollte, dass für sie die vom Nationalrat
beschlossene Version das absolute Minimum darstelle und sie vom Ständerat in der
Differenzbereinigung ein weitgehendes Entgegenkommen erwarte. Im Ständerat
erfolgte die Zustimmung in der Gesamtabstimmung oppositionslos. 40

Im Ganzen gesehen hielt sich das Parlament an das Konzept der Nachführung und
verzichtete weitgehend auf materielle Neuerungen. Dies trug dazu bei, dass das
öffentliche Interesse an den Parlamentsberatungen eher gering war. Obwohl dieses
Konzept auch den Medienschaffenden bekannt war, konnten doch viele unter ihnen
ihre Enttäuschung nicht verbergen, dass die Gelegenheit nicht benutzt wurde, um ihrer
Ansicht nach notwendige Reformen zu beschliessen. Um eine breitere Öffentlichkeit
auf die Verfassungsreform aufmerksam zu machen, lancierte Bundesrat Koller anfangs
Juni eine rund eine halbe Million Franken kostende Werbeaktion mit Plakaten. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.06.1998
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament die Genehmigung der am 14. Dezember 1997
vom Volk angenommenen totalrevidierten Verfassung des Kantons Tessin, was der
Ständerat noch im Berichtsjahr vollzog. Die Bundesversammlung stimmte zudem den
Verfassungsänderungen in den Kantonen Luzern, Obwalden, Schaffhausen, Waadt und
Zug sowie den vom Bundesrat im Berichtsjahr neu vorgelegten teilrevidierten
Verfassungen von Appenzell Ausserrhoden, Graubünden und Uri zu. 42

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.09.1998
HANS HIRTER

Nachdem in der zweiten Runde der Differenzbereinigung noch rund ein Dutzend
Streitpunkte übriggeblieben waren, präsentierte die aus beiden Ratskammern
paritätisch zusammengesetzte Einigungskonferenz in der Dezembersession ihre
Vorschläge, welche von beiden Räten akzeptiert wurden. Die SP-Vertreter machten
einen letzten Versuch, ihre in der parlamentarischen Auseinandersetzung unterlegenen
Vorschläge doch noch in die Verfassung einzubringen. Sie schlugen vor, zwei ihrer
Forderungen (aktivere Wirtschaftspolitik des Staates und dabei Einsatz für eine
«gerechte Einkommens- und Vermögensverteilung» bzw. zwingende Verwirklichung der
Sozialziele) dem Volk als Alternativfragen vorzulegen. Beide Ratskammern lehnten es
jedoch ab, dieses speziell für die Verfassungsrevision geschaffene Instrument der
Alternativabstimmung anzuwenden. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 09.12.1998
HANS HIRTER

Das Parlament begann die Beratung der Verfassungstotalrevision in einer einwöchigen
Sondersession im Januar. Die Verhandlungen beschränkten sich auf den Teil A
(Verfassungsnachführung) und wurden parallel geführt, wobei der Ständerat Erstrat für
die Detailberatungen eines ersten Teils (bis Art. 126), und der Nationalrat für den
zweiten Teil war. Die Differenzbereinigung zog sich dann bis in die Wintersession, wo
die totalrevidierte Bundesverfassung mit der Schlussabstimmung am 18. Dezember
verabschiedet wurde. Die Behandlung der als Teile B und C ebenfalls zum
Totalrevisionsprojekt gehörenden Vorlagen «Volksrechte» und «Justizreform» gerieten
demgegenüber in zeitlichen Verzug. Die Justizreform steckte zu Jahresende noch in der
Differenzbereinigung zwischen den beiden Räten. Die Plenumsberatungen zur Reform
der Volksrechte konnten hingegen im Berichtsjahr noch nicht begonnen werden. In
diesem Bericht wird die Entwicklung dieser beiden Reformpakete im jeweiligen
Sachzusammenhang dargestellt. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER

Damit konnte die neue Verfassung wie geplant noch im Jubiläumsjahr zum 150jährigen
Bestehen des Bundesstaates vom Parlament verabschiedet werden. In der
Schlussabstimmung votierte der Nationalrat mit 134:14 Stimmen bei 31 Enthaltungen
und der Ständerat einstimmig für die Reform. Die Opposition im Nationalrat kam
sowohl von links als auch von rechts. Die 14 Neinstimmen stammten von drei (welschen)
Sozialdemokraten, der Freiheitspartei, der Mehrheit der Schweizer Demokraten (ohne
Ruf, BE) und vier Vertretern der SVP. Gut vertreten waren die SP und die SVP auch bei
den Enthaltungen (14 resp. 11). Die CVP und die GP stellten sich einhellig hinter das
Projekt, während beim Freisinn fünf und bei den Liberalen eine Enthaltung zu
verzeichnen waren. 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.1998
HANS HIRTER
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Als Zweitrat genehmigte auch der Nationalrat die am 14. Dezember 1997 vom Volk
angenommene totalrevidierte Verfassung des Kantons Tessin. Die Bundesversammlung
hiess im Berichtsjahr ferner die teilrevidierten Verfassungen der Kantone Luzern,
Nidwalden, Glarus, Basel-Land, Schaffhausen, Appenzell Ausserrhoden, Graubünden
und Aargau und später auch noch diejenigen von Zürich, Obwalden, Solothurn, Waadt
und Genf gut. 46

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.03.1999
HANS HIRTER

Am 18. April fand die Volksabstimmung über die neue, totalrevidierte Verfassung statt.
Mit Ausnahme von links- und rechtsextremen Kleinparteien (PdA, FP, SD) sprachen sich
alle nationalen Parteien und auch alle massgeblichen Interessenverbände für die neue
Verfassung aus. Unter den Regierungsparteien fiel der Entscheid bei der SVP am
knappsten aus: die von den Zürcher Nationalräten Hans Fehr und Schlüer angeführte
Opposition unterlag an der Delegiertenversammlung mit 185:92 Stimmen. Für die
rechtsbürgerlichen Kritiker ging die Reform über eine Nachführung hinaus. Sie sei
vielmehr Ausdruck eines unakzeptablen, von der politischen Mitte und der Linken
geprägten Politikverständnisses. Die Sektion Zürich der SVP und in ihrem Gefolge auch
diejenigen von Kantonen, wo die SVP erst in den letzten Jahren gegründet worden ist
(unter anderem BS, LU, SO, SG), gaben die Nein-Parole aus. Bei der SP, deren Fraktion
die neue Verfassung anlässlich der parlamentarischen Verhandlungen ebenfalls heftig
kritisiert hatte, entschied sich der Parteivorstand mit 34:3 Stimmen für die Ja-Parole.
Die von Nationalrat Rennwald (JU) formulierte Kritik bemängelte das Fehlen von linken
Politikinhalten, also gerade das Gegenteil von dem, was der Verfassung von SVP-Seite
vorgeworfen wurde.

In der Kampagne schlugen die Wellen nicht sehr hoch. Auf Befürworterseite fiel vor
allem der grosse Einsatz des aus dem Amt scheidenden Justizministers Koller auf. Im
redaktionellen Teil der Presse war die Stimmung durchwegs positiv, hingegen waren
praktisch keine Inserate für die neue Verfassung auszumachen. Die nicht zuletzt in
Leserbriefen sehr aktiven Gegner behaupteten, dass sich die Schweiz mit der
Verfassung internationalem Recht unterstellen würde (weil darin der auch bisher
geltende Vorrang des Völkerrechts nun explizit erwähnt ist), sie zu einem Ausbau des
Sozialstaats führe und sich überhaupt die alte Verfassung bewährt habe. In den
Inseraten sprachen sie vor allem davon, dass die neue Verfassung eine «Liquidation der
Schweiz» einleiten würde; zudem stellten sie darin auch eine ganze Reihe von schlicht
falschen Behauptungen auf (z.B. dass in der neuen Verfassung die Begriffe
«Schweizerische» und «Eidgenössische» gestrichen worden seien). Neben den
erwähnten SVP-Kantonalsektionen, der FP und den SD beteiligten sich auch weit
rechtsaussenstehende Organisationen wie der VPM (mit der ihm nahestehenden
Zeitschrift «Zeit-Fragen») und «Pro Libertate» an der Kampagne. Dieses über das
übliche Mass von Abstimmungspropaganda hinausgehende Verdrehen von Tatsachen
durch die Gegner rief in der letzten Woche vor der Abstimmung den Bundesrat mit
einer Gegendarstellung auf den Plan.

Volk und Kantone hiessen die totalrevidierte Bundesverfassung am 18. April mit einer
relativ knappen Mehrheit von 59.2 Prozent und bei 12 2/2 gegen 8 4/2 Ständestimmen
gut. Die Beteiligung fiel mit 35.9 Prozent recht mager aus; besonders niedrig war sie in
der Romandie, wo nur gerade 21.6 Prozent von ihrem Stimmrecht Gebrauch machten.
Mitverantwortlich dafür war sicher auch der Beschluss des Bundesrates, diese Vorlage
in Anbetracht ihrer besonderen Bedeutung allein, d.h. nicht im Multipack mit anderen,
für die Stimmbürgerinnen und -bürger attraktiveren Vorlagen zu präsentieren. Am
meisten Ja-Stimmen gab es in der französischen Schweiz (mit Ausnahme des Wallis)
und im Tessin. Ähnlich deutlich fiel die Zustimmung auch in den Grossstädten der
Deutschschweiz aus. Gegen die totalrevidierte Verfassung sprachen sich die kleinen
Kantone der Innerschweiz (ohne Zug), die Ostschweiz (ohne Graubünden) sowie der
Aargau und das Wallis aus.

Bundesbeschluss über die Neue Bundesverfassung 
Abstimmung vom 18. April 1999

Beteiligung: 35.9%
Ja: 969'310 (59.2%) / 12 2/2 Stände
Nein: 669'158 (40.8%) / 8 4/2 Stände

Parolen:
– Ja: SP, FDP, CVP, SVP (8*), LP, LdU, EVP, EDU (1*); SGB, CNG, Vorort, SGV, SBV.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.04.1999
HANS HIRTER
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– Nein: FP, SD, PdA; Centre patronal.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen 47

Im August legte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft mit einer Serie von
technischen und redaktionellen Änderungen von Gesetzen und eingereichten
Volksinitiativen vor, um diese formal an die neue Bundesverfassung anzupassen. Da es
sich dabei nicht um materielle Neuerungen handelt, werden sie hier nicht einzeln
aufgeführt. Das Parlament verabschiedete sie diskussionslos bei bloss einigen
Gegenstimmen resp. Enthaltungen im Nationalrat, vor allem aus den Reihen der
Freiheits-Partei. Der Bundesrat setzte die neue Bundesverfassung auf den 1. Januar
2000 in Kraft. 48

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Von den beiden im ursprünglichen Totalrevisionsvorhaben enthaltenen Reformpaketen
Justizreform und Volksrechte konnte beim ersten die parlamentarische Behandlung
abgeschlossen werden, während das zweite aufgegeben wurde.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Das nationale Parlament hiess diskussionslos sämtliche Anträge des Bundesrates auf
Genehmigung von revidierten Kantonsverfassungen gut. Darunter befand sich auch die
totalrevidierte Neuenburger Kantonsverfassung. Gegen Jahresende beantragte der
Bundesrat die Ratifizierung der neuen St. Galler Kantonsverfassung. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.04.2001
HANS HIRTER

Die Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von
Kantonsverfassungen, darunter auch die Totalrevision derjenigen des Kantons St.
Gallen. 50

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2002
HANS HIRTER

Die Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von kantonalen
Verfassungen, darunter auch die Totalrevisionen der Kantone Schaffhausen und
Waadt . 51

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.09.2003
HANS HIRTER

Die Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von kantonalen
Verfassungen, darunter auch die Totalrevision derjenigen Graubündens. Dabei kam es
zu einer Kontroverse zwischen dem Bundesrat und dem Ständerat über das
Majorzsystem. Auslöser dazu war eine Bemerkung in der Botschaft der Landesregierung,
welche, gestützt auf das Urteil einiger Staatsrechtler, das Majorzsystem bei
Parlamentswahlen als „rechtlich zweifelhaft“ eingestuft hatte, da es der
demokratischen Repräsentationsidee widerspreche. Auf die bundesrätliche Anregung,
dieses Wahlsystem für kantonale Parlamente in Zukunft als nicht verfassungskonform zu
taxieren, reagierte die SPK des Ständerates – deren Mitglieder mit Ausnahme der
Vertreter des Kantons Jura alle nach diesem System gewählt werden – kurz, heftig und
negativ. Das Majorzsystem werde nicht nur in der Schweiz, sondern auch in einer
ganzen Reihe anderer demokratischer Staaten für Parlamentswahlen angewendet und
es sei in der Schweiz gemäss Bundesverfassung Sache der Kantone und ihrer
Bürgerinnen und Bürger, das von ihnen bevorzugte Wahlverfahren zu bestimmen. Beide
Ratskammern schlossen sich dieser Meinung an, und auch Bundesrat Blocher
distanzierte sich von der in der Botschaft formulierten Kritik am Majorzsystem.
Unterstützung erhielt die Majorzkritik des Bundesrates von der Linken. Im Nationalrat
unterlag sie jedoch mit einem Antrag, das Majorzsystem und die Wahlkreiseinteilung aus
der Bündner Verfassung zu streichen, da sie im Widerspruch zur Bundesverfassung
stehen würden. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.06.2004
HANS HIRTER

Die Bundesversammlung genehmigte eine Reihe von Revisionen von kantonalen
Verfassungen, darunter – neben der oben erwähnten zürcherischen – auch die
Totalrevision derjenigen des Kantons Freiburg. 53

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.2005
HANS HIRTER
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Die Bundesversammlung genehmigte mehrere Revisionen von kantonalen Verfassungen,
darunter auch die Totalrevision der Verfassung von Basel-Stadt. Letztere war im
Nationalrat unbestritten. Im Ständerat löste hingegen der Artikel, welcher den Kanton
verpflichtet, sich gegen die Nutzung der Kernenergie einzusetzen, eine rege Diskussion
aus. Bei ähnlichen, allerdings aggressiver formulierten Passagen in den Verfassungen
der Kantone Genf und Basel-Land hatte die Bundesversammlung in früheren Jahren
Vorbehalte angebracht. In diesem Fall beantragten sowohl die Kommissionsmehrheit als
auch der Bundesrat eine vorbehaltlose Anerkennung. Ihr Argument war, dass die
Bestimmung nicht bundesrechtswidrig sei, da sie einzig über die Art der im Kanton
genutzten Energieträger Aussagen mache, hingegen den Kanton nicht dazu verpflichte,
Bundesbeschlüsse zur Energiepolitik zu hintertreiben oder den Bau von
Atomkraftwerken in Nachbarkantonen zu verhindern. Nicht zulässig wäre es gemäss der
Kommissionsmehrheit aber auch, wenn Basel-Stadt es ansässigen privaten
Unternehmen verbieten würde, Energie aus Kernkraftwerken zu beziehen. Der Rat
verzichtete mit 23 zu 14 Stimmen auf einen Vorbehalt. 54

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2006
HANS HIRTER

Nationale Identität

Damit die Bergier-Kommission ihre Aufgabe bewältigen kann, beantragte der Bundesrat
im Rahmen des Budgets für 1998 eine Aufstockung des Rahmenkredites für die Jahre
1997 bis 2001 von 5 auf 22 Mio Fr. Im Ständerat wurde diesem Antrag nicht opponiert.
Obwohl ein Streichungsantrag Blocher (svp, ZH) und ein Vorschlag der LP, den Kredit
nur um 15 Mio Fr. zu erhöhen, vorlagen, verabschiedete auch der Nationalrat den
Beschluss mit klarer Mehrheit (112:37). 55

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.12.1997
HANS HIRTER

Mitte Juni gab der Bundesrat sein Projekt für die Schaffung der im Vorjahr
angekündigten Solidaritätsstiftung in die Vernehmlassung. Zum Stiftungszweck hielt er
an den 1997 von ihm und der Konzeptgruppe ausgearbeiteten allgemeinen Grundsätzen
fest. Im vorgelegten Gesetzesentwurf verzichtete er auf die detaillierte Angabe der
einzelnen zu unterstützenden Projekte, da diese Konkretisierung eine Aufgabe des
Stiftungsrats sein werde. Er betonte aber nochmals, dass dies kein Fonds zur Zahlung
von Beiträgen an Holocaustopfer sein werde, da von diesem nur Projekte, nicht aber
Einzelpersonen profitieren könnten. Die Finanzierung soll über die Bewirtschaftung
eines Teils (500 der rund 1300 Tonnen) der für die Währungspolitik nicht mehr
benötigten Goldreserven der Nationalbank geschehen. Dies würde beim aktuellen
Goldpreis einem Stiftungskapital von rund 7 Mia Fr. entsprechen. Die SVP lehnte diese
Pläne kategorisch ab und verlangte, das Geld zugunsten der AHV zu verwenden; diese
Position wurde auch vom Schweizerischen Gewerbeverband geteilt. Gegen die Stiftung
sprachen sich auch die Schweizer Demokraten, die Freiheitspartei und die EDU aus. Die
FDP, die CVP und die LP stellten sich grundsätzlich hinter die Solidaritätsstiftung,
verlangten aber wie auch der Gewerkschaftsbund und der Vorort eine Konkretisierung
der Aufgaben im Gesetz. FDP und CVP vertraten die Ansicht, dass sich die Stiftung auf
die Unterstützung von Projekten für Kinder und Jugendliche konzentrieren solle. Die SP,
die Grünen und die Hilfswerke, welche die Stiftung ebenfalls guthiessen, begrüssten
hingegen die Offenheit bei der Formulierung der möglichen Aufgaben. 56

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 26.11.1998
HANS HIRTER

Anlässlich der Beratung des neuen Verfassungsartikels über die Nationalbank im
Dezember fand im Nationalrat auch eine Debatte über die Verwendung der für die
Währungspolitik nicht mehr benötigten Goldreserven statt, mit denen unter anderem
auch die Solidaritätsstiftung finanziert werden soll. Bereits vor dieser Debatte hatte
SVP-Nationalrat Blocher (ZH) verkündet, dass er dafür kämpfen werde, den Erlös der
nicht mehr benötigten Goldreserven der Nationalbank (des „Volksvermögens“) für die
AHV und nicht für die Solidaritätsstiftung oder andere Zwecke einzusetzen. Ein
Sonderparteitag der SVP beschloss im Juni, eine entsprechende Volksinitiative
vorzubereiten. In der Parlamentsdebatte im Dezember unterlag ein entsprechender
Antrag Baumann (svp, TG). Durchgesetzt hat sich der Antrag der Kommissionsmehrheit,
den Entscheid über die Frage der Verteilung der Erträge bzw. der Ausgliederung der
nicht mehr benötigten Reserven offenzulassen und ihn der Gesetzgebung
zuzuweisen. 57

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.1998
HANS HIRTER
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Am 17. Mai legte der Bundesrat seine Botschaft für die Errichtung einer
Solidaritätsstiftung vor. Die Botschaft beinhaltet zwei Beschlüsse. Der eine legt auf
Verfassungsebene fest, dass die aus dem Verkauf von Goldbeständen der Nationalbank
im Umfang von 1300 t erzielten Erträge nicht für währungspolitische Zwecke der SNB zu
verwenden sind, und ihre Verwendungszwecke auf Gesetzesstufe definiert werden,
wobei vom verfassungsmässigen Verteilungsschlüssel zwischen Bund und Kantonen
abgewichen werden kann. Der zweite Beschluss legt in einem Gesetz fest, dass der Erlös
aus dem Verkauf von 500 t Gold (jedoch nicht mehr als 7 Mia Fr.) an eine
Solidaritätsstiftung geht; über die Verwendung des Erlöses aus den übrigen 800 t soll
das Parlament später entscheiden. Das vorgeschlagene Gesetz legt im weiteren den
Zweck und die Organisation der Solidaritätsstiftung fest. Die Stiftung hat mit den
Erträgen aus diesem Stiftungsvermögen, das langfristig seinen realen Wert behalten
muss, Projekte zu unterstützen, welche im In- und Ausland Gewalt und Armut lindern
und deren Ursachen bekämpfen. Bei einem Stiftungsvermögen von rund 7 Mia Fr.
würden dafür etwa 350 Mio Fr. pro Jahr zur Verfügung stehen. Die Lebensdauer der
Stiftung möchte der Bundesrat vorerst auf dreissig Jahre beschränken. Falls dann nicht
durch ein neues Gesetz eine Verlängerung (unter Umständen mit einem neuen Zweck
der Mittelverwendung) beschlossen wird, soll das Stiftungsvermögen zum üblichen
Verteilschlüssel (ein Drittel Bund, zwei Drittel Kantone) an die öffentliche Hand fallen.
Die vorberatende Kommission des Ständerats trat zwar auf das Geschäft ein, beschloss
aber, mit Entscheiden zuzuwarten, bis der Bundesrat zur Verteilung des Verkaufsertrags
der übrigen 800 t Gold sowie zur SVP-Volksinitiative Stellung bezogen hat. Mit dieser
Terminierung würde es auch möglich, das Projekt des Bundesrates der SVP-Initiative als
Gegenvorschlag gegenüberzustellen. 58

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.05.2000
HANS HIRTER

Die Auseinandersetzung um die Verwendung der nicht mehr benötigten Goldbestände
der Nationalbank setzte sich im Berichtsjahr fort. Im Anschluss an eine Klausurtagung
gab anfangs Jahr der Bundesrat seine Vorstellungen über die Verteilung bekannt. Die
Erträge der Mittel, welche nicht an die Solidaritätsstiftung gehen (rund 800 t im Wert
von 10 Mia Fr.), wären einerseits für eine soziale Abfederung der 11. AHV-Revision
(Flexibilisierung des Rentenalters) und andererseits für Projekte im Bildungsbereich
(Informatikoffensive) einzusetzen.Die Idee der Verwendung für Bildungszwecke war
ursprünglich von der CVP lanciert worden. Der NR überwies in der Herbstsession eine
1998 eingereichte Motion Hochreutener (cvp, BE) für Verwendung eines Teils des
Geldes für eine Bildungsoffensive gegen den Widerstand der SVP als Postulat (AB NR,
2000, S. 1149 f.) Nachdem sich aber kurz darauf die Finanzdirektoren der Kantone für
eine ausschliessliche Verwendung zum Schuldenabbau von Bund und Kantonen
ausgesprochen hatten, beschloss der Bundesrat, nochmals über die Bücher zu gehen.
Die Kantone doppelten kurz darauf nach und forderten, dass auf jeden Fall der in der
Bundesverfassung für die Verteilung der jährlichen Nationalbankgewinne fixierte
Verteilungsschlüssel (zwei Drittel für die Kantone) eingehalten werden müsse. Im Mai
legte sich der Bundesrat auf zwei Varianten fest und bekräftigte gleichzeitig die Idee,
auf jeden Fall mit einem Drittel des Goldes eine Solidaritätsstiftung zu schaffen. Die
eine der beiden Varianten für die Verwendung der verbleibenden 800 t Gold kam dem
Vorschlag der Kantone entgegen: zwei Drittel davon sollen an die Kantone gehen,
allerdings mit der Auflage, das Geld für die Schuldentilgung einzusetzen. Die andere
Variante hielt sich an das Bundesratsprojekt vom Januar, wobei vorgeschlagen wurde,
zuerst während einiger Jahre eine Informatikoffensive in den Schulen zu finanzieren
und später die gesamten Erträge der AHV zukommen zu lassen. Die Reaktionen
bestätigten im Wesentlichen die früher bezogenen Positionen: Die Kantone und die
meisten Parteien (allerdings nicht die SVP) waren mit der Ausscheidung von 500 t Gold
für die Solidaritätsstiftung einverstanden. Bezüglich der Verwendungszwecke für die
restlichen 800 t erhielt die Bildungsoffensive wenig Unterstützung. Die SP und die
Gewerkschaften wollten vor allem die AHV davon profitieren lassen. Die FDP favorisierte
weiterhin einen Einsatz zum Schuldenabbau und die Kantone beharrten darauf, dass
ihnen zwei Drittel davon zustehen, über deren Verwendung ihnen der Bund keine
Vorschriften zu machen habe. 59

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2000
HANS HIRTER
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In der Fortsetzung der Differenzbereinigung blieb im Berichtsjahr im Wesentlichen
noch die Frage zu regeln, was mit dem Fondsvermögen nach Ablauf der auf dreissig
Jahre angesetzten Lebensdauer der Solidaritätsstiftung (und dem Verzicht auf deren
Weiterführung in neuer Form) geschehen soll. Der Nationalrat rückte in der
Frühjahrssession von seiner Idee ab, den ganzen Betrag der AHV zu überschreiben. Als
Kompromiss beschloss er die Zuteilung zu je einem Drittel an Bund, Kantone und AHV,
womit sich auch die kleine Kammer relativ knapp (26:18 Stimmen) einverstanden
erklärte. In der Schlussabstimmung sprach sich der Nationalrat mit 104:66 Stimmen für
die Solidaritätsstiftung aus. Neben der nahezu geschlossenen SVP-Fraktion hatte auch
eine Mehrheit der FDP Nein gestimmt. Die Gold-Initiative der SVP, welche die
ausserordentlichen Erlöse aus dem Goldverkauf der Nationalbank vollumfänglich der
AHV zukommen lassen wollte, wurde mit 141:41 Stimmen zur Ablehnung empfohlen,
wobei Cavalli (TI) im Namen der Mehrheit der SP-Fraktion Sympathie zur SVP-
Volksinitiative bekundete und bedauerte, dass bei dieser Konstellation (Initiative und
Gegenvorschlag) im Parlament nicht beide Vorlagen unterstützt werden konnten. In der
kleinen Kammer lauteten die Stimmenverhältnisse bei beiden Vorlagen 33:5. 60

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.03.2002
HANS HIRTER

Der Bundesrat gab, wie vom Parlament im Vorjahr gefordert, gegen Jahresende den
Vorentwurf für ein Gesetz zum Schutz der Marke Schweiz und des Schweizer Wappens
in die Vernehmlassung. Beim Wappen definierte er den genauen Farbton des roten
Hintergrundes (Pantone 485). Zudem bestätigte er die weltweit einzigartige
quadratische Form der Fahne und legte die genauen Grössenverhältnisse und die
Positionierung der weissen Balken fest. Vor allem von wirtschaftlicher Bedeutung ist die
Frage, unter welchen Bedingungen das Wappen und die Bezeichnung „Swiss Made“ in
der Werbung und Etikettierung von Produkten verwendet werden dürfen. Neu soll dies
nur noch dann möglich sein, wenn mindestens 60% der Herstellungskosten einer Ware
im Inland angefallen sind. 61

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.07.2007
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament, dass sich die Schweiz an der Weltausstellung
von Mai bis Oktober 2010 in Schanghai (China) beteiligen solle. Das Leitthema der von
rund 200 Staaten und internationalen Organisationen beschickten Ausstellung wird
„Better City; Better Life“ sein. Die Organisation Präsenz Schweiz hatte für die
Gestaltung des schweizerischen Pavillons im Jahr 2006 einen Projektwettbewerb
durchgeführt und erkor im Mai des Berichtsjahres den Sieger. Der Bundesrat
beantragte einen Kreditrahmen von 20 Mio Fr., wobei ein Fünftel davon durch die
Privatwirtschaft aufgebracht wird. Im Ständerat betonte Kommissionssprecherin
Langenberger (fdp, VD) einerseits die grosse Bedeutung, welche China nicht zuletzt
auch wirtschaftlich für die Schweiz hat, und andererseits auch die hohe Qualität des
schweizerischen Projekts. Opposition gegen das Vorhaben gab es keine. 62

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.2007
HANS HIRTER

Im November publizierte der Bundesrat seine Botschaft zur Änderung des
Markenschutzgesetzes und zu einem neuen Bundesgesetz über den Schutz des
Schweizerwappens und anderer öffentlicher Zeichen (so genannte Swissness-Vorlage).
Über die doch primär wirtschaftspolitischen Aspekte dieser Vorlage, insbesondere die
präzise Definition des Merkmals „schweizerisch“, berichten wir unten (Teil I, 4a,
Strukturpolitik). Das neue Bundesgesetz über den Schutz des Schweizerwappens und
anderer öffentlicher Zeichen will eine klar definierte Unterscheidung einführen: Das
Wappen (Schweizerkreuz in einem Wappenschild) der Eidgenossenschaft darf
grundsätzlich nur noch von dieser selbst oder von ihren Einheiten (Bundesämter,
Bundesbetriebe etc.) verwendet werden. Den wenigen Firmen, welche dieses
Schweizerwappen seit Jahrzehnten für ihre Waren und Dienstleistungen aus der
Schweiz verwenden, kann das EJPD ein Weiterbenutzungsrecht erteilen. Die
Schweizerfahne und das Schweizerkreuz hingegen sollen künftig von allen Herstellern
von Produkten und Anbietern von Dienstleistungen verwendet werden dürfen, welche
die Voraussetzungen zur Verwendung der Markenbezeichnung «Schweiz» erfüllen. 63

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.11.2009
HANS HIRTER
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Landes- und Weltausstellungen

Insgesamt war der Schweizer Pavillon mit dem vom Architekten Vincent Mangeat
konzipierten Papierturm aus Recycling-Karton beim Publikum auf grosses Interesse
gestossen. Auch das Rahmenprogramm, zu dem täglich vier Vorführungen im Theater
gehörten, war ein Erfolg; nach Darstellung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter stiess
einzig die Literaturtagung auf wenig Gegenliebe. Die Besucherzahlen stiegen von zu
Anfang 7000 Personen auf über 25 000 pro Tag; im Vergleich dazu erzielte der
meistbesuchte spanische Pavillon einen Gesamttagesdurchschnitt von über 30 000
Besuchern. Die MUBA als Generalunternehmerin überzog allerdings den Kredit von
insgesamt 27 Mio Fr. um 4,8 Mio, da die Bauteuerung höher als erwartet ausfiel und die
Logiskosten für Personal und Künstler stark unterschätzt worden waren. Der Ständerat
bewilligte mit 27 zu 3 Stimmen vorerst nur einen reduzierten Nachtragskredit von 3,428
Mio Fr. Nachdem der Nationalrat hingegen mit 73 zu 51 Stimmen den gesamten
Nachtragskredit für die Weltausstellung gewährte, schwenkte der Ständerat auf den
Beschluss des Nationalrats ein. 64

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Auf Anfrage von Nationalrat Züger (sp, SZ), an wievielen der vier bis zum Jahr 2000
geplanten Weltausstellungen die Schweiz teilnehmen werde, antwortete
Bundespräsident Felber, die Teilnahme der Schweiz sei vorerst nur für die Spezial-
Weltausstellung in Taejon (Südkorea) vorgesehen, welche von August bis November 1993
stattfinden wird. Im übrigen handle es sich nur bei der geplanten Weltausstellung von
Hannover im Jahre 2000 um eine grössenmässig mit der Expo Sevilla vergleichbare
Ausstellung, alle andern seien sogenannte Spezial-Ausstellungen und mit weniger
finanziellem Aufwand verbunden. Der Bundesrat hat für die Expo in Taejon einen
Verpflichtungskredit von 3,6 Mio Fr. beantragt. Neben den wirtschaftlichen und
touristischen Interessen, welche für eine Teilnahme an dieser Ausstellung sprechen,
betonte der Bundesrat in seiner Botschaft auch die politische Öffnung Südkoreas und
die Entspannungsbestrebungen mit Nordkorea, welche eine Unterstützung
schweizerischerseits verdienten. Nachdem die Schweiz im übrigen 1990 an der Spezial-
Weltausstellung in Osaka (Japan) teilgenommen hatte, wollte der Bundesrat vermeiden,
durch einen Verzicht zum Vorwurf einer Benachteiligung Südkoreas gegenüber Japan
Anlass zu bieten. Das Konzept für den schweizerischen Beitrag zur Spezial-
Weltausstellung Taejon, deren Thema "Die Herausforderung neuer
Entwicklungsmöglichkeiten" lautet, ist, im Gegensatz zu jenem der Expo 92 in Sevilla,
auf traditionelle Art und Weise gestaltet worden. Praktisch diskussionslos hiess das
Parlament den bundesrätlichen Entwurf gut. 65

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Nach längerem Zögern und einer letzten Anhörung der Bewerber aus dem Tessin, Genf
und Neuenburg Mitte Januar entschied sich der Bundesrat Ende des Monats für das
unter dem Titel "Die Zeit, oder die Schweiz in Bewegung" stehende Neuenburger
Projekt, an dem auch die Kantone Bern, Freiburg, Jura und Waadt sowie die Städte Biel,
Neuenburg, Yverdon und Murten beteiligt sind. Bundesrat Delamuraz begründete die
Wahl mit der zentralen geographischen Lage, dem plurikulturellen Charakter und der
Fähigkeit der Ausstellung, zur Identifikation nach innen wie auch zur Repräsentation
nach aussen beizutragen. Die Entscheidung der Landesregierung war nicht
unumstritten. Zutiefst enttäuscht äusserten sich die Regierungen des Tessin sowie von
Graubünden und Sankt Gallen, deren Kantone ebenfalls in das Tessiner Projekt mit
einbezogen waren, und - etwas moderater - der Genfer Staatsrat. Die Kritik an der
Entscheidung der Landesregierung zielte insbesondere auf die Tatsache, dass sich der
Bundesrat damit für eine Veranstaltung der Tradition und der Introspektive und damit
gegen die Originalität und Öffnung der beiden anderen Projekte entschieden habe. 66

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.01.1995
DIRK STROHMANN

Einen schwereren Stand hatte die Vorlage im Nationalrat. Dort standen ihr zwei
Rückweisungsanträge seitens der Fraktion der Grünen und von Schlüer (svp, ZH)
entgegen, die beide die mangelnde Konzeptführung beinhalteten. Schlüer liess sich vom
Plenum, vor dem Berichterstatter in allen vier Landessprachen auftraten, überzeugen,
seinen Antrag zurückzuziehen; derjenige der Grünen wurde mit grosser Mehrheit
verworfen. In der Debatte wurden nicht weniger als sieben Änderungsanträge gestellt.
Davon betrafen allein fünf den Bereich des Umweltschutzes. Trotz teilweise hoher
Zustimmung drang nur ein Begehren durch. Darin wird auf den vom Nationalrat
eingeforderten Ergänzungsbericht vom 5. November 1996 Bezug genommen und die
dort umschriebenen Anforderungen hinsichtlich des Umweltschutzes in den

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1996
DIRK STROHMANN
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Bundesbeschluss aufgenommen. Der von der Nationalratskommission neu eingeführte
Passus hinsichtlich einer umweltverträglichen Planung und Durchführung der
Landesausstellung wurde vom Plenum ebenfalls gutgeheissen. Der Ständerat übernahm
diese Änderungen in seiner Sitzung vom 10. Dezember. 67

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 18 Mio Fr., um
die Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung in Hannover (D) im Jahr 2000 zu
ermöglichen. Im Rahmen des breit gefächerten Ausstellungsthemas „Mensch – Natur –
Technik“ will sich der vom Bündner Architekten Peter Zumthor entworfene
schweizerische Pavillon vorab auf den Bereich Natur konzentrieren. Für die Regierung
wäre es unverzeihlich, wenn die Schweiz auf diese Gelegenheit verzichten würde, sich
einer breiten europäischen Öffentlichkeit (es werden rund 40 Mio Besucher erwartet)
in Erinnerung zu rufen. Im Rahmen der allgemeinen Ausstellungsfläche wird für das
Bundesamt für Verkehr zudem die Möglichkeit bestehen, das Konzept der
schweizerischen Verkehrspolitik darzustellen. Der Antrag warf in der kleinen Kammer
keine hohen Wellen; er wurde ohne Gegenstimme verabschiedet. Im Nationalrat
bekämpfte eine aus Abgeordneten der FDP, der Liberalen, der FP und der CVP
gebildete Kommissionsminderheit die Vorlage mit einem Nichteintretensantrag. Ihr
Protest richtete sich nicht gegen die Beteiligung der Schweiz an sich und auch nicht
gegen den Entwurf des Architekten, sondern gegen das Vorgehen der federführenden
Kommission für die Präsenz der Schweiz im Ausland (Koko). Diese unterlasse es nach
Ansicht der Kritiker regelmässig, die parlamentarischen Kommissionen frühzeitig über
ihre Pläne und Konzepte zu orientieren und schaffe damit Sachzwänge, welche dem
Parlament nur bedingungslose Zustimmung zu ihren Ideen oder aber den Verzicht auf
eine Beteiligung an diesen Weltausstellungen erlaube. Mit Ausnahme der FP sprachen
sich trotzdem alle Fraktionen für Eintreten aus, welches mit 105:15 Stimmen
beschlossen wurde. Bei sechs Gegenstimmen und neun Enthaltungen wurde der
Bundesbeschluss verabschiedet. 68

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.1998
HANS HIRTER

Am 4. Oktober unterbreitete die Regierung dem Parlament einen Zusatzkredit für die
Landesausstellung im Umfang von 250 Mio Fr. Da die ursprünglich vorgesehene
Durchführung im Jahre 2001 nach Ansicht des Bundesrates kaum möglich sein wird,
ordnete er eine Verschiebung der Ausstellung um ein Jahr an. Er gab sich überzeugt,
dass bezüglich Form und Inhalte eine attraktive Landesausstellung im Entstehen ist,
konstatierte jedoch in Bezug auf Finanzen, Termine und vor allem auch Führung eine
äusserst kritische Situation. In Anbetracht dessen, dass der Bundesrat selbst zu den
Initiatoren dieser Landesausstellung gehört hatte und dass ein Abbruch ebenfalls
Kosten von einigen Hundert Mio Fr. verursachen würde, sprach er sich für eine
Durchführung des Vorhabens aus. Mit den zusätzlichen Bundesmitteln (1996 sprach das
Parlament bereits einen Verpflichtungskredit von 130 Mio Fr.) möchte der Bundesrat
insbesondere auch gegenüber der Wirtschaft ein Zeichen setzen, welches sie zu noch
vermehrtem eigenem Engagement animiert. Von den 250 Mio Fr. sollen 50 Mio Fr. zur
Finanzierung der bundeseigenen Ausstellungsprojekte verwendet werden. Weitere 150
Mio Fr. stellen ein Darlehen an den Verein Expo 2001 dar, mit welchem dessen
Zahlungsbereitschaft gesichert und finanzielle Risiken abgedeckt werden können;
davon dienen 20 Mio Fr. zur Schliessung akuter Liquiditätslücken. Die restlichen 50 Mio
Fr. sind einerseits Beiträge zur Finanzierung besonderer Projekte im Rahmen der
künstlerischen Gesamtkonzeption (z.B. Installationen, Videoprojektionen) und
andererseits Vorhaben, die unter Beteiligung von Kleinbetrieben gestaltet werden
(sogenanntes KMU-Programm). Abgesehen vom Überbrückungskredit von 20 Mio Fr.
sollen die Darlehen aber erst gewährt werden, wenn ein verbindliches Engagement der
Wirtschaft im Umfang von mindestens 380 Mio Fr. vorliegt, und zudem die Expo-
Leitung klar gemacht hat, wie sie die auch dann noch bestehende Budgetlücke von 290
Mio Fr. mit Redimensionierungen sowie verbindlich zugesicherten Kantons- und
Gemeindebeiträgen sowie Sponsorengeldern schliessen will. 69

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.10.1999
HANS HIRTER

Im Nationalrat, welcher die Vorlage als Erstrat in der Wintersession behandelte,
informierte zuerst die Sprecherin der Kommission für Wissenschaft, Bildung und Kultur,
Jacqueline Fehr (sp, ZH), über den Stand der Planung: Am 20. Oktober hatte das neue
„Comité directeur“ unter dem Vorsitz von Nationalrat Steinegger (fdp, UR) seine Arbeit
aufgenommen. Es hatte der Expo-Direktion den Auftrag erteilt, das Budget für eine
Expo im Jahre 2002 in der Dreiseenregion in einem Umfang von 1 Mia Fr. auszuarbeiten.
Die Ausstellungsleitung machte sich in der Folge daran, im Rahmen dieser Vorgabe zwei

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.12.1999
HANS HIRTER
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Konzepte abzuklären: einerseits wie vorgesehen die vier „Arteplages“ in Biel, Murten
(FR), Neuenburg und Yverdon (VD) und andererseits Varianten für eine mehr
zentralisierte Ausstellung. Im Ratsplenum lagen drei Rückweisungs- und ein
Nichteintretensantrag vor. Die Grüne Teuscher (BE) begründete ihren
Nichteintretensantrag damit, dass es angesichts der staatlichen Sparpolitik nicht
angehe, weitere 250 Mio Fr. für eine Expo auszugeben, die im Gegensatz zum
ursprünglichen Konzept nur noch eine überdimensionierte Leistungsschau der
schweizerischen Wirtschaft sein werde. Ein von der SVP-Fraktion unterstützter
Rückweisungsantrag verlangte nach einer Vorlage, welche die beiden Alternativen
Abbruch oder Verschiebung auf das Jahr 2005 enthält. Zwei weitere
Rückweisungsanträge verlangten eine Halbierung der Kosten (Hess, sd, BE) resp. eine
Dezentralisierung auf alle vier Sprachregionen der Schweiz (Maspoli , lega, TI). Die
Fraktionen der drei übrigen Bundesratsparteien und der LP äusserten ebenfalls heftige
Kritik am alten Expo-Management; da jedoch die neuen Verantwortlichen zu Hoffnung
auf ein Gelingen Anlass geben würden, unterstützten sie den Nachtragskredit. Die
Rückweisungs- und Nichteintretensanträge vermochten nicht mehr als maximal 36
Stimmen auf sich zu vereinigen und unterlagen damit deutlich. Auf Antrag der
Kommission wurde vom Nationalrat noch eine Bestimmung aufgenommen, welche die
Expo-Leitung verpflichtet, der Eidgenössischen Finanzkontrolle und der
Finanzdelegation der eidgenössischen Räte vierteljährlich Bericht über die
Gesamtentwicklung und die Finanzlage zu erstatten, wobei diese beiden Gremien
uneingeschränkt Einsicht in die erforderlichen Dokumente erhalten. In der
Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat die Vorlage gegen den Widerstand von
Mehrheiten der SVP und der GP mit 133:39 Stimmen an. Der Ständerat hiess den
Nachtragskredit bei drei Gegenstimmen gut. Kritisch äusserte sich vor allem Brändli
(svp, GR), der betonte, dass der Bund unter Umständen zusätzlich auch noch das im
Hayek-Bericht erwähnte Restrisiko von mindestens 170 Mio Fr. werde zu tragen
haben. 70

Als das Parlament der Expo.2002 im Vorjahr einen Zusatzkredit im Umfang von 250 Mio
Fr. gewährt hatte, war von diversen Rednern darauf aufmerksam gemacht worden, dass
damit nicht alle finanziellen Risiken der Landesausstellung abgedeckt seien. Im Januar
des Berichtsjahres legte das Expo-Steuerungskomitee eine Expertenstudie vor. Diese
konstatierte, dass mit den vorgenommenen Einsparungen das Budget von 1,8 Mia Fr. auf
1,4 Mia reduziert und damit die Vorgaben des Bundesrates weitgehend erfüllt werden
konnten. Mit diesen 1,4 Mia Fr. sei zwar die Gestaltung einer attraktiven
Landesausstellung gerade noch möglich, finanzielle Sicherheiten seien darin aber keine
enthalten. Der Bundesrat liess sich von dieser finanziellen Auslegeordnung überzeugen.
Er gab den im Vorjahr vom Parlament bewilligten Zusatzkredit frei und entsprach zudem
dem Gesuch des Komitees um die Gewährung einer Defizitgarantie. Mit einem
Bundesbeschluss beantragte er dem Parlament, der Expo eine Defizitgarantie im
Umfang von 338 Mio Fr. zuzusichern. Dabei hoffte die Landesregierung, dass sich auch
die Standortkantone und -gemeinden an dieser Garantie beteiligen und damit die
nötigenfalls vom Bund zu übernehmende Summe reduzieren würden. Die kantonalen
Finanzminister konnten sich nicht auf die konkrete Zusage eines Beitrags an die
Defizitdeckung einigen. Immerhin liessen sie erkennen, dass sie sich nötigenfalls
subsidiär beteiligen würden.

Im Ständerat wurde der Kredit ausführlich und zum Teil sehr kritisch diskutiert, aber
schliesslich mit 35:2 Stimmen angenommen. Im Nationalrat war dieses erneute
Engagement des Bundes noch umstrittener. Sowohl die Fraktion der Grünen als auch
der SVP-Vertreter Föhn (SZ), unterstützt von der Mehrheit seiner Fraktion, stellten
einen Nichteintretensantrag. Beide Anträge wurden mit dem mangelhaften
Finanzmanagement der Expo-Verantwortlichen begründet und sowohl die GP als auch
die SVP bezeichneten das Projekt als ein „Fass ohne Boden“. Die Fraktionen der übrigen
Bundesratsparteien waren „zähneknirschend“ (CVP) oder zumindest ohne Begeisterung
für Eintreten, was nach einer ausgedehnten Diskussion dann auch mit 114:33 Stimmen
beschlossen wurde. In der Detailberatung wurde ein Antrag Föhn, den
Verpflichtungskredit auf 180 Mio Fr. zu reduzieren, ebenso abgelehnt wie die von der SP
vorgebrachte Idee, 30 Mio Fr. des Kredits für die Finanzierung einzelner
Ausstellungsprojekte abzuzweigen. In der Gesamtabstimmung hiessen der Ständerat die
Defizitgarantie von 338 Mio Fr. mit zwei und der Nationalrat mit 34 Gegenstimmen
gut. 71

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.2000
HANS HIRTER
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In der Sommersession musste das Parlament zum früher beschlossenen Kredit von 18
Mio Fr. für die Darstellung der Schweiz an der Weltausstellung 2000 in Hannover (D)
noch einen Nachtragskredit von 9,4 Mio Fr. bewilligen. Mit einem vom Nationalrat
überwiesenen Postulat Baumann (svp, TG; Po. 00.3377) wurde der Bundesrat
aufgefordert, einen Bericht über die Ursachen und die Verantwortlichkeiten für diese
massive Budgetüberschreitung vorzulegen. 72

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.06.2000
HANS HIRTER

Wie bereits Ende 2001 angekündigt, musste der Bundesrat dem Parlament einen
weiteren Nachtragskredit (insgesamt den vierten) zugunsten der Expo beantragen.
Ohne die zusätzlichen 120 Mio Fr. Bundeshilfe hätte der unter Liquiditätsproblemen
leidenden Ausstellung ein Abbruch kurz vor der Eröffnung gedroht. Zudem schlug die
Regierung vor, eine bereits früher gewährte Defizitgarantie von 58 Mio Fr. in ein
Darlehen umzuwandeln. Damit erhöhten sich die Aufwendungen des Bundes für die
Expo (ohne die Kosten für die Beiträge der Departemente an die eigenen
Ausstellungsprojekte und für die Dienstleistungen der Armee) auf knapp 850 Mio Fr.
Wie bereits bei früheren Nachtragskrediten lehnten die Grünen und die SVP diese
zusätzlichen Finanzspritzen ab und beantragten Nichteintreten; zu ihnen gesellte sich
nun auch noch eine knappe Mehrheit der CVP-Fraktion. Der Nichteintretensantrag
wurde dank der geschlossenen Haltung der SP und der FDP mit 122:69 Stimmen
abgelehnt. Nachdem es auch im Ständerat nicht an kritischen Worten zum
Finanzmanagement der Expo-Verantwortlichen gefehlt hatte, stimmte die kleine
Kammer dem Zusatzkredit mit 31:2 Stimmen ebenfalls zu. Anschliessend überwies sie in
Postulatsform eine im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Baumann (svp,
TG), welche vom Bundesrat eine vollständige Transparenz über die Kosten und
Einnahmen der Expo verlangt. 73

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.03.2002
HANS HIRTER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament einen Verpflichtungskredit von 15 Mio Fr. für
die Teilnahme der Schweiz an der Weltausstellung „Expo 2005 Aichi“ in Japan. Diese
Ausstellung wird unter dem Motto „Die Weisheit der Natur“ stehen. 74

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.10.2002
HANS HIRTER

Die finanziellen Probleme der Expo waren aber mit dem Ausstellungsende noch nicht
abgeschlossen. Da die Einnahmen geringer als erwartet ausgefallen waren, beantragte
der Bundesrat einen weiteren Verpflichtungskredit von 90 Mio Fr., wovon 80 Mio in das
Bundesbudget für 2003 aufgenommen wurden. Anlässlich der Budgetberatung in der
Dezembersession gab das Parlament gegen den Widerstand der Grünen und einer
Minderheit der SVP auch dazu seine Zustimmung. Die provisorische
Schlussabrechnung der Expo.02 enthielt keine neuen negativen Überraschungen. Sie
wies ein Defizit von 563 Mio Fr. (bei einem Gesamtbudget von 1,6 Mia Fr.) aus, welches
mit diesem und den früher gesprochenen Zusatzkrediten sowie der ebenfalls schon
vorher bewilligten Defizitgarantie des Bundes gedeckt ist. 75

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 22.11.2002
HANS HIRTER

Das Parlament hiess bei nur wenigen Gegenstimmen den vom Bundesrat im Vorjahr
beantragten Verpflichtungskredit von 15 Mio Fr. für die Teilnahme der Schweiz an der
Weltausstellung „Expo 2005 Aichi“ in Japan gut. 76

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.06.2003
HANS HIRTER

Als Zweitrat hiess auch der Nationalrat die Beteiligung der Schweiz an der
Weltausstellung von 2010 in Schanghai (China) gut und bewilligte den Kredit von 20 Mio
Fr. Ein Antrag Rennwald (sp, JU), der die Beteiligung der Schweiz von einer formellen
Verpflichtung Chinas zu einer menschen- und sozialrechtskonformen Politik abhängig
machen wollte, scheiterte deutlich. 77

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.03.2008
HANS HIRTER

Le Conseil national accepte de délivrer une demande de crédit d'engagement d'un
montant de CHF 12.75 millions pour participer à l'exposition universelle de catégorie
A organisée à Dubaï en 2020 et 2021. Le Conseil fédéral assure que la moitié des coûts
sera assumée par des tiers, ce qui permettra de réduire sensiblement le montant que la
Confédération investira dans cette manifestation. Comme rappelé par le rapporteur
francophone de la Commission de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC),
Fathi Derder (fdp/plr, VD), ce montant est bien inférieur au budget alloué au pavillon

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 27.09.2017
KAREL ZIEHLI
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suisse lors de la dernière exposition universelle ayant eu lieu à Milan en 2015. 
Le député Derder ainsi que la rapporteuse germanophone de la commission, Kathy
Riklin (cvp/pdc, ZH), ont rappelé les opportunités que représente une telle
manifestation pour la Suisse. D'un point de vue diplomatique, tout d'abord, la Suisse
peut se profiler en tant que fournisseur de bons offices dans cette région chamboulée
par les conflits, les guerres (notamment celle qui fait rage au Yémen et dans laquelle les
Emirats arabes unis sont impliqués) et les tensions (avec le Qatar et l'Iran). Le conseiller
fédéral Didier Burkhalter précise, par ailleurs, que l'une des thématiques abordées par
le pavillon suisse sera l'eau comme source de paix. Le Parti socialiste et les Verts voient
eux d'un mauvais oeil cette implication des Emirats arabes unis dans ces conflits et
estiment qu'il est discutable de participer à une manifestation organisée par un tel
pays. Ces tensions sont également source d'inquiétudes pour l'Union démocratique du
centre qui y voit un danger pour la sécurité de la manifestation. La députée Glauser-
Zufferey estime, de plus, que si les tensions augmentent, il y a un risque que les
sponsors se désengagent, obligeant de ce fait la Confédération à payer plus que prévu
— un point que le chef du Département fédéral des affaires étrangères a
immédiatement relativisé, précisant que divers scénarios ont été simulés et qu'en cas
d'annulation la Confédération ne payerait que ce qui aura été construit. 
Cette manifestation est, de plus selon Didier Burkhalter, aussi l'occasion de promouvoir
les valeurs qui font la Suisse, telles que les droits de l'Homme. Cet aspect est également
pointé du doigt par le PS, les Verts ainsi qu'Amnesty International qui soulèvent, tous
trois, les problèmes que connait le pays en la matière. L'organisation spécialisée dans la
défense des droits de l'Homme estime toutefois qu'un boycott serait contreproductif
et adopte la même position que les deux partis de gauche, à savoir, profiter de cette
occasion pour thématiser ces questions-là. Didier Burkhalter souligne que les Emirats
arabes unis ont récemment adopté une nouvelle loi sur la protection des travailleurs, et
cela très probablement grâce à la pression internationale. De plus, les entreprises qui
construiront le pavillon suisse seront soumises à plusieurs clauses permettant d'éviter
tout abus. 
Les deux rapporteurs de la commission compétente ont finalement insisté sur les
opportunités économiques que représente une telle manifestation. 2.5 millions de
visiteurs sont attendus sur le stand suisse (soit un dixième du total de visiteurs estimé)
ce qui représente une exposition médiatique et touristique très intéressante. De plus,
les Emirats arabes unis sont le premier partenaire économique de la Suisse au Moyen-
Orient. Les échanges entre les deux pays se sont élevés à 9 milliards de francs en 2016,
avec un balance commerciale favorable à la Suisse de 1.5 milliard. Cette exposition est
donc l'occasion de renforcer ce partenariat économique privilégié et de profiler la
Suisse comme un pays d'innovation, dans cette manifestation ayant pour thématique
principale "Connecter les esprits, construire le futur".
Avec le soutien des fractions vertes-libérales, libérales-radicales, démocrates
chrétiennes et bourgeoises démocrates, un soutien sous condition du parti socialiste
et des verts (qui veulent tous deux que la Suisse utilise cette exposition pour
promouvoir ses valeurs démocratiques et humanistes) ainsi qu'un soutien d'une partie
de l'union démocratique du centre, cette demande de crédit est largement plébiscitée
par 128 voix contre 26 et 26 – ces dernières provenant principalement des rangs de
l'UDC et du PS.
Les visiteurs profiteront donc d'un pavillon suisse aux courbes inspirées des tentes des
Bédouins et dans lequel il sera possible de faire une forme de randonnée à travers la
Suisse, avec en guise d'entrée – comme présenté dans les médias par le chef de
Présence Suisse Nicolas Bideau – les salines de Bex suivi, entre autres, de la projection
des plus beaux paysages qui constituent la Suisse. 78

Das Geschäft war im Ständerat völlig unbestritten: Mit 39 zu 0 Stimmen (1 Enthaltung)
schloss sich der Ständerat dem Nationalrat an und stimmte der Teilnahme der Schweiz
an der Weltausstellung Dubai 2020 und dem dafür vom Bundesrat beantragten
Verpflichtungskredit von CHF 12.75 Mio. einstimmig zu. Damit war der Antrag vom
Parlament bewilligt und das Geschäft erledigt. 79
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DATUM: 04.12.2017
SAMUEL BERNET
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Dans le cadre du message relatif à la participation de la Suisse à l'exposition universelle
2025 à Osaka, le Conseil fédéral a soumis au Parlement une demande de crédit de CHF
16.7 millions. Pour rappel, le thème du pavillon suisse sera «la Suisse innovante». Dans
son communiqué, le Conseil fédéral a précisé que le total des dépenses se montera à
CHF 19.4 millions, dont 1.8 seront compensés par «des prestations en nature et des
réductions de prix», ramenant le total à CHF 17.6 millions. Dans ce montant, CHF 4.4
millions proviendront de contributions de sponsoring. Celles-ci devront répondre aux
nouvelles directives du DFAE. 80

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.03.2022
MATHIAS BUCHWALDER

La Commission de la science, de l'éducation et de la culture du Conseil des États
(CSEC-CE) approuve la demande de crédit de CHF 16.7 millions pour la participation de
la Suisse à l'exposition universelle 2025 à Osaka. Dans son communiqué de presse, la
commission fait part de sa satisfaction quant aux thèmes que le pays a prévu de mettre
en avant, à savoir la force d'innovation de la Suisse, ainsi que ses compétences dans les
secteurs de l'environnement et de l'économie. 81

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.10.2022
MATHIAS BUCHWALDER

En présence de l'ambassadeur du Japon, les parlementaires fédéraux ont débattu de la
participation de la Suisse à l'exposition universelle d'Osaka en 2025. De manière
surprenante, de longs échanges ont eu lieu au Conseil national. Ceux-ci ont porté sur la
pertinence des expositions universelles au 21e siècle, sur les coûts financiers, mais
aussi environnementaux, qu'elles engendrent, et sur l'image que la Suisse désire y
présenter. L'arrêté concernant la participation de la Suisse a finalement été adopté par
136 voix contre 30 et 23 abstentions, conformément à la proposition de la Commission
de la science, de l'éducation et de la culture (CSEC-CN). Le passage de l'objet devant le
Conseil des États a été plus calme. Les sénateurs et sénatrices l'ont en effet accepté
par 32 voix contre 0 (1 abstention). Les discussions à la chambre basse démontrent
néanmoins que la sphère politique n'est pas prête à accorder un blanc-seing à
l'administration fédérale pour l'organisation de tels événements.

Lors des débats au Conseil national, les membres de la commission compétente ont
d'abord rappelé que trois thématiques seront mises en avant par le pavillon suisse à
Osaka. Premièrement, les sciences de la vie, la santé et l'alimentation seront
regroupées sous le mot-clé « Life ». Deuxièmement, le terme « Planet » englobera
l'environnement, la durabilité, le climat et l'énergie. Troisièmement, la robotique et
l'intelligence artificielle formeront le volet « Augmented human ». Pour permettre à la
Suisse de se présenter sous une facette innovante, des dépenses totales de CHF 19.4
millions sont prévues. Parmi celles-ci, CHF 4.4 millions doivent être couvertes par des
contributions de sponsoring, selon les nouvelles directives du DFAE en la matière. Ce
point en particulier a été critiqué par Stefania Prezioso Batou (eàg, GE), qui a déploré le
manque de transparence lors de la sélection des sponsors. Recommandant, au nom du
groupe des Vert.e.s, de s'abstenir lors du vote, elle s'est posée la question de la
légitimité d'une exposition universelle au 21e siècle. La même interrogation a agité, de
l'autre côté de l'échiquier politique, Peter Keller (udc, NW), pour qui le principe des
expositions universelles est dépassé. Selon lui, il n'est plus nécessaire de se présenter
sous son meilleur jour au reste du monde, alors que la digitalisation et l'expansion du
tourisme permettent aujourd'hui à tout un chacun de découvrir la planète. Arguant
qu'il n'y a pas de petites économies, il a notamment mis en avant la possibilité
d'épargner les millions prévus pour le pavillon, recommandant ainsi, au nom de la
fraction agrarienne, de refuser l'arrêté. Les groupes socialistes, vert'libéraux et du
Centre se sont en revanche prononcés en faveur de l'objet, en raison notamment des
relations étroites que la Suisse entretient avec le Japon, un partenaire économique
important. 82
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Staatsjubiläen

Am 1. März legte der Bundesrat seine Botschaft über die Gestaltung und Finanzierung
des Jubiläums 150 Jahre Schweizerischer Bundesstaat - 200 Jahre Helvetische
Republik im Jahr 1998 vor. Bei dem Jubiläum stehe die Frage des nationalen
Zusammenhalts und die Auseinandersetzung mit Werden und Zukunft der modernen
Schweiz im Vordergrund. In dieser Hinsicht sei prioritär der Gründung des
Bundesstaats von 1848 zu gedenken, doch habe auch die Helvetische Republik von 1798
den Übergang zur heutigen Schweiz eingeleitet, weshalb sie in die
Bundesfeierlichkeiten aufzunehmen sei. Wegzulassen sei im Sinne des Jubiläums
hingegen das Gedenken an den Westfälischen Frieden von 1648, durch welchen die Alte
Eidgenossenschaft ihre formale Unabhängigkeit vom Staatenkonglomerat des Heiligen
Römischen Reichs Deutscher Nation erhalten hatte. 83

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.1995
DIRK STROHMANN

Als erste Kammer behandelte der Nationalrat Botschaft und Beschlussentwürfe des
Bundesrats. Nachdem der von Maspoli(lega, TI) im Namen der Fraktion von SD und Lega
vorgebrachte Antrag auf Nichteintreten mit deutlicher Mehrheit abgelehnt worden war,
gab in der Detailberatung über Teil A des Bundesbeschlusses, die eigentliche
Rechtsvorlage also, zunächst die Frage, welche Anlässe 1998 zu feiern seien, zu
Diskussionen Anlass. Die Kommissionsmehrheit hatte sich - mit ausdrücklicher
Zustimmung von Bundesrätin Dreifuss - darauf geeinigt, das Datum von 1798 aus dem
Titel des Bundesbeschlusses zu streichen und es nurmehr nachgeordnet im Ingress zu
erwähnen. Eine von Schmied (svp, BE) vertretene Kommissionsminderheit beantragte,
auch die Friedensschlüsse von Münster und Osnabrück aus dem Jahr 1648 als
Festanlass aufzunehmen. Die LdU/EVP-Fraktion dagegen wollte die Vorlage des
Bundesrats unverändert belassen. Explizite Unterstützung erhielt der Beschluss der
Kommissionsmehrheit von den Fraktionen der LP, der CVP und der FDP. Die Fraktion
von SD und Lega schloss sich dem Minderheitsantrag von Schmied (svp, BE) an, wobei
ihr Sprecher Maspoli (lega, TI) mit dem Referendum drohte, sollte die Vorlage der
Kommissionsmehrheit angenommen werden. Mit Zweidrittelmehrheit beschloss der Rat
im Sinne der Mehrheit seiner Kommission. Keinen Erfolg hatte ein Antrag Steinemanns
(fp, SG), der die Kompetenz, über die Ausgestaltung der Projekte zu entscheiden, dem
Parlament anstelle des EDI zugestehen wollte. Teil A der Gesamtvorlage wurde von der
Kammer mit 118 gegen 12 Stimmen, bei zwei Enthaltungen, angenommen.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.06.1995
DIRK STROHMANN

Der Ständerat ging in der Herbstsession auf die Vorlage ein. Auch hier forderte die Lega
dei Ticinesi durch ihren Repräsentanten Morniroli, nicht auf das Geschäft einzutreten.
Dieser Ansicht konnte sich freilich keiner der weiteren Redner anschliessen. Uneinig
waren sich diese dagegen, ob die Helvetik als Festanlass in die Bundesfeierlichkeiten
mit einzubeziehen sei. Die Kommission hatte mit Stichentscheid ihres Präsidenten,
Carlo Schmid (cvp, AI), vorgeschlagen, sich auf die Gründung des Bundesstaates zu
beschränken und statt der Erwähnung der Helvetischen Republik in Artikel 1 des
Ingresses - wie es der Nationalrat beschlossen hatte - allgemein der
Entstehungsgeschichte und Weiterentwicklung des schweizerischen Gemeinwesens zu
gedenken. Für diese Lösung setzten sich in der Debatte insbesondere die Redner und
Rednerinnen aus der Innerschweiz ein, welche wie Schallberger (cvp, NW) darauf
hinwiesen, dass die Helvetik diesen Ständen vor allem die Leiden der französischen
Okkupation gebracht habe. Die Vertreter des Freisinns und der SP sahen in dem Jahr
1798 hingegen vor allem die soziale und politische Befreiung vom Obrigkeits- und
Untertanenstaat des Ancien Régime. Nur Büttiker (fdp, SO) ging allerdings soweit, von
Bundesrätin Dreifuss die ausdrückliche Wiederaufnahme der Helvetik in die
Bundesvorlage zu forden.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1995
DIRK STROHMANN

In der Detailberatung wurde, nachdem der Antrag Mornirolis (lega, TI) auf
Nichteintreten deutlich abgelehnt worden war, die Formulierung der Kommission
angenommen, nach welcher die Helvetik nicht mehr explizit in die
Bundesfeierlichkeiten aufgenommen wird. In der Gesamtabstimmung passierte der
rechtliche Teil der Bundesbeschlüsse - Teil A - glatt, mit nur einer Gegenstimme. Teil B
über die Finanzierung des Jubiläums erbrachte keine weiteren Diskussionen. Allen
Veränderungen, die der Nationalrat hier angefügt hatte, wurde zugestimmt. 84

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.09.1995
DIRK STROHMANN
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Der Nationalrat stimmte anlässlich der Differenzbereinigung in der Herbstsession auf
Antrag seiner Kommission und ohne Diskussion der vom Ständerat gefundenen offenen
Formulierung des Ingresses zu und nahm die Bundesbeschlüsse zum 150. Geburtstag
des Schweizerischen Bundesstaates und dessen Finanzierung in der
Schlussabstimmung mit grosser Mehrheit an. Die Kantonskammer ihrerseits folgte ihm
darin in der Herbstsession. 85

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.10.1995
DIRK STROHMANN

Image der Schweiz im Ausland

Im September beantragte der Bundesrat dem Parlament Massnahmen zu einer
Verbesserung des Bildes der Schweiz im Ausland, wie sie vor einem Jahr auch der
Nationalrat gefordert hatte. Insbesondere möchte er die bestehende
Koordinationskommission für die Präsenz der Schweiz im Ausland (KoKo) verstärken
und neu ausrichten. Als problematisch in der Tätigkeit der bisherigen KoKo nannte der
Bundesrat die im Zeichen des internationalen Wettbewerbs gestiegenen Anforderungen
an die Verwendung von neuen Kommunikationstechnologien und die abnehmende
Bereitschaft der Privatwirtschaft, als Sponsoren die Vorhaben der KoKo zu
unterstützen. Er schlug deshalb die Schaffung einer Nachfolgeorganisation der KoKo
mit dem eingängigeren Namen „Präsenz Schweiz“ (PRS) vor. Ihre Aufgabe soll vorerst
darin bestehen, eine glaubwürdige und attraktive Kommunikationspolitik zu entwickeln.
Schwerpunkte ihrer Aktivitäten werden weiterhin eine, allerdings neu zu konzipierende
Informationsplattform, Länderaktionen sowie die Teilnahme an wichtigen Ereignissen
(z.B. Weltausstellungen) bilden. Zur Erfüllung ihrer Aufgabe soll die beim EDA
verbleibende PRS wesentlich mehr Mittel erhalten als die bisherige KoKo; vorgesehen
ist unter anderem eine Verdoppelung des bisher fünf Personen umfassenden
Mitarbeiterstabs. Der Bundesrat beantragte einen Budgetrahmen von 46,4 Mio Fr. für
die nächsten vier Jahre. 86

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.09.1999
HANS HIRTER

Im Nationalrat unterlag zuerst ein Nichteintretensantrag Schlüer (svp, ZH), der
bemängelte, dass damit neben den schon bestehenden bundeseigenen oder
subventionierten Stellen, die sich mit der internationalen Verbreitung der Kenntnisse
über die Schweiz befassen (Pro Helvetia, Seco, Radio Schweiz International, Tourismus
Schweiz) noch eine neue Agentur geschaffen werden soll. Etwas knapper (94:63
Stimmen) wurde auch ein Rückweisungsantrag Kofmel (fdp, SO) abgelehnt, der die neue
Agentur über ein Globalbudget und einen Leistungsauftrag führen wollte und das
Schwergewicht der Tätigkeit der neuen PRS bei der Koordination der Aktivitäten der im
Antrag Schlüer erwähnten Institutionen sah. Nachdem in der Detailberatung noch
spezifiziert worden war, dass die PRS Kontakte mit schweizerischen Firmen im Ausland,
Auslandschweizerorganisationen und schweizerischen Delegationen bei internationalen
Organisationen pflegen muss, nahm der Nationalrat die Vorlage mit 106:17 Stimmen an,
wobei die Opposition aus dem Lager der SVP stammte. 87

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1999
HANS HIRTER

Die für die Darstellung der Schweiz im Ausland zuständige Nachfolgeorganisation der
KoKo mit dem Namen „Präsenz Schweiz“ (PRS) erhielt in der Frühjahrssession auch vom
Ständerat die erforderlichen gesetzlichen Grundlagen. Das leitende Komitee
konstituierte sich im Spätherbst unter dem Vorsitz von SAir Group-Direktionsmitglied
Paul Reutlinger. Als erstes Schwerpunktland für die schweizerische Imagepflege wurde
die USA bestimmt, anschliessend will man in Grossbritannien aktiv werden. Zum Leiter
der Geschäftsstelle hatte der Bundesrat bereits im Sommer den 43jährigen Johannes
Matyassy, bisher Generalsekretär der FDP, gewählt. 88

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.03.2000
HANS HIRTER
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